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Einführung: Warum sich die NaturFreunde mit  

Agrarpolitik befassen

Die NaturFreunde Deutschlands engagie-

ren sind als sozial-ökologischer und ge-

sellschaftspolitisch aktiver Verband für 

Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport 

und Kultur. In mehr als 600 Ortsgruppen 

setzen sich die NaturFreunde für eine 

grundlegende Transformation der heuti-

gen Industriegesellschaft hin zu einer auf 

ökologische und nachhaltige Entwick-

lung ausgerichteten Gesellschaft ein. Für 

NaturFreunde stehen dabei die ökologi-

schen und sozialen Auswirkungen einer 

solchen Transformation im Mittelpunkt 

ihres Handelns. Dies gilt auch für die Ag-

rarpolitik. Mit einem grundlegenden öko-

logischen Umbau der Agrarpolitik wollen 

die NaturFreunde dazu beitragen, dass ge-

sunde und nachhaltige Lebensmittel in ei-

ner ökologischen Umwelt produziert und 

für die dort Beschäftigten gesunde, siche-

re und sozial abgesicherte Arbeitsplätze 

in der Landwirtschaft und der Lebensmit-

telindustrie erhalten und geschaffen wer-

den und gleichzeitig die ökologische und 

natürliche Vielfalt gesichert wird.  

 

Auf dem letzten Bundeskongress der Na-

turFreunde Deutschlands wurde dazu be-

schlossen:  

»„Erneut befinden wir uns in einer 

großen Transformation. Ursache ist 

die Herrschaft der Ökonomie über die 

Gesellschaft. Diese Verselbstständi-

gung der Märkte wurde nicht zuletzt 

durch die Politik der Deregulierung 

und Privatisierung ermöglicht. [...] Sie 

ist ein Angriff auf die Würde und die 

Humanität der Menschen, vor allem 

auf ihre sozialen und natürlichen 

Lebensgrundlagen. 

Doch diesmal geht es um noch mehr, 

denn die Menschheit überschreitet 

planetarische Grenzen, die für das 

Leben auf der Erde essentiell sind. 

Wachstum, das Konzept der vergan-

genen Jahrzehnte, funktioniert nicht 

mehr in der endlichen, vom Men-

schen überlasteten Welt.“1

Die heutige industrielle Landwirt-

schaft, die auf der Ausbeutung der natür-

lichen Ressourcen aufbaut und bei der 

vor allem der Profit für wenige große in-

ternationale Saatguthersteller, Lebens-

mittelkonzerne und Handelskonzerne 

im Mittelpunkt steht, hat keine Zukunft. 

Mit ihren katastrophalen Auswirkungen 

auf Menschen und Natur ist diese Form 

der Landwirtschaftspolitik dabei, die na-

türlichen Lebensgrundlagen zu zerstören 

und den nachfolgenden Generationen ei-

nen zerrütteten Planeten zu hinterlassen.

Für die NaturFreunde geht es dabei um 

die folgenden drei Gestaltungsfragen: 

•	 Wie müssen die gesellschaftlichen 

Grundlagen weiterentwickelt wer-

den, damit eine ökologische und 

zukunftsfähige Landwirtschaft 

durchgesetzt werden kann?

•	 Wie können die politischen und 

ökonomischen Strukturen beein-

flusst und verändert werden, damit 

sich die derzeitige Politik grundle-

gend wandelt?

•	 Welche konkreten Veränderungen 

können die NaturFreunde durch 

ihre konkrete verbandliche Pra-

xis erreichen, um einen Beitrag für 

die notwendige gesellschaftliche 

Transformation zu leisten?
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Die NaturFreunde haben in den letzten 

Jahren eine Reihe von Initiativen ergrif-

fen, um einen Beitrag für die notwendige 

Transformation zu leisten.

•	 Gemeinsam mit den Naturfreunde-

häusern wollen die NaturFreunde 

gesunde, regionale Ernährung för-

dern und als zentrales Angebot in 

den Naturfreundehäusern anbie-

ten. Mit dem Projekt „Anbeißen 

– leckeres aus der Region“ wurde 

bereits zu Beginn der 2000er Jahre 

eine konsequente Weiterentwick-

lung der kulinarischen Angebote 

in den Naturfreundehäusern einge-

leitet.

•	 Durch eine umfangreiche Vortrags- 

und Bildungsarbeit organisieren 

die NaturFreunde in vielen Regi-

onen Informationsabende und Se-

minare für Interessierte und klären 

sie über gesundes Essen und nach-

haltige Bodenbewirtschaftung auf.

•	 In vielen Ortsgruppen engagieren 

sich NaturFreund*innen gegen die 

industrialisierte Agrarlobby und 

beteiligen sich an Protesten gegen 

industrielle Schweine- oder Hüh-

nermastanlagen oder den Bau von 

riesigen industriellen Schlachtan-

lagen.

•	 Auch im Naturschutz treten die 

NaturFreunde auf eigenen oder ge-

pachteten, ökologisch ausgerichte-

ten Flächen für den Erhalt der na-

türlichen Grundlagen ein.

•	 In Bienengruppen der NaturFreun-

de engagieren sie sich gegen den 

Pestizideinsatz, den drastischen 

Rückgang der Insekten und setzen 

sich für den Schutz der Bienen ein.

•	 Die NaturFreunde stehen für Fel-

der, öffentliche Flächen und Gär-

ten ohne Agrarchemikalien. Vor 

diesem Hintergrund hat der Lan-

desverband Schleswig-Holstein En-

de 2017 die – auch überregional viel 

beachtete – Broschüre „Pestizide 

reduzieren– aber wie?“ herausgege-

ben. In verschiedenen Fachbeiträ-

gen werden Argumente und prak-

tische Maßnahmen zur Reduktion 

des Pestizideinsatzes benannt.

•	 Die NaturFreunde Schleswig-Hol-

stein haben den Runden Tisch „Pes-

tizide reduzieren“ ins Leben geru-

fen. Gemeinsam mit regionalen und 

landwirtschaftspolitisch relevanten 

Akteur*innen wollen sie gangba-

re Wege aufzeigen, wie chemisch-

synthetische Pflanzenbehandlungs-

mittel in allen Bereichen verringert 

werden können – für eine giftfreie 

Umwelt und mehr Artenvielfalt.

•	 In ihren internationalen Projek-

ten mit den NaturFreunden in Af-

rika organisieren die NaturFreun-

de Initiativen und Proteste ge-

gen die zerstörerischen Folgen 

der europäischen Agrarpolitik, die 

mit ihrer Exportorientierung den 

Kleinbäuer*innen in Afrika und in 

der Europäischen Union (EU) die 

Lebensgrundlage raubt.

•	 Von Anfang an beteiligen sich die 

NaturFreunde am Bündnis „Wir 

haben es satt“ und demonstrieren 

mit Zehntausenden für gutes Essen 

und für eine nachhaltige und sozia-

le Agrarpolitik.

Die NaturFreunde fragen nach den 

Hintergründen und Ursachen für falsche 

Entwicklungen. Sie wollen konkrete An-

gebote machen, wie die Situation geän-

dert werden kann. Mit diesem Positions-

papier sollen allen NaturFreund*innen 

und Interessierten Hinweise zu den Hin-

tergründen der heutigen Agrarpolitik ge-

geben werden. Wir wollen ausdrücklich 

dazu ermutigen, sich des Themas anzu-

nehmen und der heutigen zerstörerischen 

Agrarpolitik unseren gemeinsamen Wi-

derstand entgegenzusetzen.
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In seiner Broschüre „Agrarpolitische 

Standortbestimmung“ betont das Bun-

desministerium für Ernährung und Land-

wirtschaft (BMEL), dass „etwa 90 Prozent 

der Fläche in Deutschland ländlich ge-

prägt ist [...], etwa 44 Millionen Menschen 

[...] auf dem Land [leben] [...] und über 80 

Prozent der Fläche Deutschlands [...] für 

unsere Lebensmittel- und Rohstoffver-

sorgung land- und forstwirtschaftlich ge-

nutzt“2 werde. Deshalb sei es „zentrales 

Anliegen der Bundesregierung [...], diese 

Regionen als eigenständige Lebens- und 

Wirtschaftsräume zu stärken, um ihre Zu-

kunftsfähigkeit und Attraktivität zu er-

halten – und so den unterschiedlichen 

Herausforderungen, wie etwa dem demo-

grafischen Wandel, zu begegnen“3. Diese 

selbstgesteckten Ziele der Bundesregie-

rung wurden jedoch in den letzten Jahr-

zehnten nicht erreicht. Auch weiterhin 

gilt für viele Regionen: „Städtische Regi-

onen wachsen, der ländliche Raum ver-

liert.“4 Bei diesem Stadt-Land-Gefälle ist 

nahezu durchgehend festzustellen, dass 

„die Metropolen mitsamt dem Umland 

wachsen, [während] die schwach besie-

delten Regionen [weiter] verlieren“5. So 

zeigt sich bei der Bevölkerungsentwick-

lung, dass „abgesehen von wenigen Aus-

nahmen im Ruhrgebiet [...] alle kreisfreien 

Großstädte zwischen 2010 und 2016 einen 

Einwohnerzuwachs“6 verzeichneten. Ei-

ne ökologische und nachhaltige Agrarpo-

litik ist deshalb auch unmittelbar Struk-

tur- und Regionalpolitik für eine Zukunft 

der ländlichen Räume. Die hochmecha-

nisierte und industrialisierte Landwirt-

schaft wird den ländlichen Räumen kei-

ne Zukunftsperspektive bieten können, 

da sie landwirtschaftliche Produktion auf 

immer größeren, ökologisch verödeten 

Flächen, mit immer weniger Menschen 

organisiert. Damit fördert die industria-

lisierte Landwirtschaft auch die Perspek-

tivlosigkeit für immer mehr Menschen in 

den ländlichen Regionen und die weitere 

Landflucht. Hierfür brauchen wir in Zu-

kunft eine integrierte ländliche Entwick-

lung, die mit öffentlichen Förderprogram-

men den Ausbau von regionalen Wirt-

schaftskreisläufen fördert.

Die bisherige Landwirtschaftspo-

litik der verschiedenen Bundesregierun-

gen hat dazu beigetragen, dass die Philo-

sophie des „Wachsen oder Weichen“ in 

der Agrarpolitik bis heute die dominie-

rende Ausrichtung ist. Das Ergebnis die-

ser Politik ist, dass „Größe zählt – wer 

zu wenig Flächen bewirtschaftet, muss 

schließen“7. Dies gilt in nahezu allen eu-

ropäischen Ländern. Einzige Ausnahmen 

sind die Subsistenzbetriebe (d. h. Betriebe 

vor allen zur Sicherung der eigenen Nah-

rungsmittelherstellung), die ökologische 

Landwirtschaft und hochspezialisierte 

Landwirtschaftsbetriebe, für die aufgrund 

ihrer Struktur die ökonomischen Mecha-

nismen der Agrarpolitik keine direkte 

Rolle spielen.

In der EU wurden im Jahr 2016 

„über 171 Millionen Hektar Land [...] für 

die landwirtschaftliche Erzeugung ge-

nutzt – rund 40 % der gesamten Land-

fläche der EU“8. An der gesamten Brut-

towertschöpfung machte die Land- und 

Forstwirtschaft zusammen mit der Fi-

scherei in der EU im Jahr 2017 noch 

1,6 %9 aus. Der Anteil in den Mitglied-

staaten an der Bruttowertschöpfung 

schwankt dabei zwischen Rumänien 

(4,8 %), Bulgarien (4,3 %), Griechenland 

(4,0 %) und Luxemburg (0,3 %). In Belgi-

en, Deutschland und Großbritannien lag 

der Anteil im Jahr 2017 noch bei 0,7 %.10 

Diese Zahlen dürfen jedoch nicht täu-

schen: Auch wenn die Landwirtschaft in 

den industrialisierten Ländern des glo-

balen Nordens heute einen sehr gerin-

gen Anteil an der Bruttowertschöpfung 

Aktuelle Situation der Landwirtschaft
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der jeweiligen Staaten ausmacht, sind die 

Entwicklungen innerhalb der Landwirt-

schaft maßgeblich für die biologische 

Vielfalt innerhalb der Staaten verant-

wortlich. Mit der Industrialisierung der 

Landwirtschaft hat die Zerstörung der 

Artenvielfalt in der Natur zugenommen. 

Ohne ökologische Landwirtschaft kann 

eine ökologische Transformation der In-

dustriegesellschaften nicht gelingen. Die 

Landwirtschaft hat „als größter Flächen-

nutzer Deutschlands erheblichen Einfluss 

auf Böden, Gewässer, Luft, Klima, die bio-

logische Vielfalt - und auf die Gesundheit 

der Menschen“11. Deshalb ist die Beschäf-

tigung mit der Landwirtschaft und un-

mittelbar damit zusammenhängend mit 

der Lebensmittelindustrie und dem Le-

bensmitteleinzelhandel auch ein wichti-

ger Schlüssel für eine umfassende Trans-

formationsstrategie in den jeweiligen Ge-

sellschaften.

In der gesamten EU gibt es „rund 

10,3 Millionen landwirtschaftliche Be-

triebe und Betriebsleiter“12. Der Anteil 

der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 

liegt im Durchschnitt der EU bei 4,25 %13, 

in den Mitgliedstaaten der EU reicht er 

dabei von 22,91 % (Rumänien), 12,13 % 

(Griechenland), 10,56 % (Polen) bis 3,91 % 

(Italien), 2,87 % (Frankreich), 1,28 % 

(Deutschland), 1,27 % (Belgien) und 

1,01 % (Luxemburg). Diese Zahlen ma-

chen deutlich, dass der Umbau der Land-

wirtschaft in den verschiedenen Mit-

gliedstaaten der EU zum Teil erhebliche 

Auswirkungen auf die Entwicklung der 

Arbeitslosigkeit hätte. Landwirtschafts-

politik ist deshalb innerhalb der EU auch 

direkte Arbeitsmarkt- und Gesellschafts-

politik. Während in den hochentwickel-

ten Industriegesellschaften gerade in 

Westeuropa der Anteil landwirtschaftli-

cher Beschäftigter zwischenzeitlich fast 

überall auf weit unter 2 % gesunken ist, 

spielt die Landwirtschaft, auch aufgrund 

fehlender Alternativen in den Indust-

rie- und Dienstleistungsbereichen, vor al-

lem aber auch aufgrund der sehr niedri-

gen Renten, in vielen Staaten Süd- und 

Osteuropas weiterhin eine wichtige so-

zialpolitische Rolle für die Existenzsi-

cherung vieler Haushalte auf dem Lande. 

Dies führt dazu, dass sich „ein Drittel der 

landwirtschaftlichen Betriebe in der EU 

[...] 2016 in Rumänien (33 %), ein weite-

res Drittel in Polen (14 %), Italien (10 %, 

2013) und Spanien (9 %)“14 befanden.

Viele der heutigen landwirtschaft-

lichen Betriebe werden als Subsistenzbe-

triebe aufrechterhalten. Deshalb sind „die 

meisten Betriebe in der EU klein‚ wobei 

zwei Drittel eine Größe von weniger als 

5 Hektar (ha) aufwiesen“15. Gleichzeitig 

hat sich die Herausbildung einer auf den 

Weltmarkt ausgerichteten hochprodukti-

ven, industriellen Landwirtschaft fortge-

setzt. Im Jahr 2016 „bewirtschafteten 3 % 

der Betriebe in der EU mit einer Größe 

von 100 ha oder mehr über die Hälfte der 

landwirtschaftlich genutzten Fläche der 

EU“16. 

Diese sehr unterschiedliche Be-

triebsgrößenstruktur führte dazu, dass im 

Jahr 2016 „von den 10,3 Mio. landwirt-

schaftlichen Betrieben in der EU [...] 4,0 

Mio. einen Standardoutput von weniger 

als 2 000 Euro zu verzeichnen“17 hatten. 

Diese vier Millionen Betriebe „waren le-

diglich für 1 % der gesamten landwirt-

schaftlichen Wirtschaftsleistung verant-

wortlich“18. Dagegen haben „die 296 000 

Betriebe (bzw. 3 % aller Betriebe) in der 

EU‚ die jeweils einen Standardoutput von 

250 000 Euro oder mehr erwirtschafte-

ten“19, im Jahr 2016 zu „55 % der gesam-

ten landwirtschaftlichen Wirtschaftsleis-

tung der EU“20 beigetragen. Dabei stamm-

te mehr als die Hälfte (54 %) „des in der 

EU durch die Landwirtschaft erzeugten 

Standardoutputs [...] von landwirtschaft-

lichen Betrieben in Frankreich (17 %), 

Deutschland (13 %), Italien (12 % im Jahr 

2013) und Spanien (11 %)“21. Auf der an-

deren Seite war Rumänien, dass „etwa ein 
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Drittel der landwirtschaftlichen Betrie-

be in der EU aufzuweisen hatte, [für] nur 

für 3,4 % des EU-Standardoutputs verant-

wortlich“22.

Im Jahr 2017 ist „die gesamte land-

wirtschaftliche Erzeugung in der Europä-

ischen Union [...] auf 432,6 Milliarden Eu-

ro zu Herstellungspreisen“23 angestiegen. 

Dies bedeutete „im Vergleich zu 2016 ei-

nen Anstieg um 6,2 %“24. „Mit 72,6 Mrd. 

Euro (bzw. 17 % des EU-Gesamtwerts) hat-

te Frankreich 2017 die höchste gesamte 

landwirtschaftliche Erzeugung aller Mit-

gliedstaaten zu verzeichnen, gefolgt von 

Deutschland (56,2 Mrd. Euro bzw. 13 %), 

Italien (55,1 Mrd. Euro bzw. 13 %), Spa-

nien (50,6 Mrd. Euro bzw. 12 %), dem 

Vereinigten Königreich (31,8 Mrd. Euro 

bzw. 7 %) [und] den Niederlanden“25. In 

Deutschland wurde dabei ein Anstieg der 

landwirtschaftlichen Erzeugung um 8,6 % 

gemessen.26 Dieser Anstieg der landwirt-

schaftlichen Erzeugung im Jahr 2017 ge-

genüber dem Jahr 2016 „ist hauptsächlich 

auf eine Zunahme des Werts der tierischen 

Erzeugung (+10,3 %) zurückzuführen, die 

fast ausschließlich durch einen Anstieg 

der Preise (+10,3 %) bedingt ist“27. „Der 

Wert der pflanzlichen Erzeugung nahm in 

der EU um 3,6 % zu, wobei die Menge um 

1,7 % und die Preise um 1,9 % stiegen.“28

In Deutschland hat sich in den letz-

ten Jahren der Konzentrationsprozess in 

der Landwirtschaft weiter fortgesetzt. 

Die deutsche Landwirtschaft wurde auf-

grund der verfehlten Agrarpolitik der letz-

ten Jahrzehnte immer weiter auf die Pro-

duktion für den Weltmarkt ausgerichtet. 

Aufgrund dieser Entwicklung wurden in 

Deutschland im Jahr 2017 „27,1 Millionen 

Schweine, 12,4 Millionen Rinder, 1,8 Mil-

lionen Schafe und 41 Millionen Legehen-

nen gehalten“29. Grund dieser hohen Tier-

zahlen war die einseitige Ausrichtung der 

Landwirtschaft auf den Export: So gingen 

im Jahr 2014 50 % des in Deutschland pro-

duzierten Geflügelfleisches, 43 % des Rind-

fleisches und 42 % des Schweinefleisches 

in den Export.30 Diese Ausrichtung führ-

te zu einer immer weiteren Industrialisie-

rung der Landwirtschaft mit immer grö-

ßeren Megaställen. So werden heute „über 

70 Prozent aller deutschen Masthühner 

[...] in Betrieben mit mehr als 50.000 Tie-

ren“31 produziert. Durch diese hohe An-

zahl an Nutztieren in der deutschen Land-

wirtschaft „entstanden 208 Millionen 

Kubikmeter Gülle, Jauche und Gärreste, 

die auf Weiden und Äckern als Dünger 

ausgebracht wurden“32. Der hohe Tierbe-

stand führt zu einer Belastung des Grund-

wassers. Immer häufiger werden die Nit-

rat-Grenzwerte der EU-Nitratrichtlinie33 

überschritten. Nach der EU-Grundwasser-

verordnung liegt der Grenzwert für Nitrat 

bei 50 Milligramm pro Liter. Im Jahr 2016 

wurde dieser Grenzwert bei „bundesweit 

700 Grundwassermessstellen überschrit-

ten“34. Im Durchschnitt überschritten „28 

Prozent der Messstationen im Zeitraum 

2012 bis 2015 den Grenzwert von 50 Mil-

ligramm pro Liter Wasser“35. Auch für die 

Meere stellt die industrielle Landwirt-

schaft ein großes Problem dar. Jahr für 

Jahr kommen „zu viele Nährstoffe aus der 

Landwirtschaft [...] ins Meer“36. Zwischen 

2006 und 2016 wurden durch die Flüs-

se jährlich zwischen 10.000 Tonnen und 

29.000 Tonnen Stickstoff aus Deutschland 

in die Ostsee gebracht.37

Seit 1970 sind in Deutschland mehr 

als 900.000 landwirtschaftliche Betriebe 

geschlossen worden. So haben „etwa 5600 

Milchbauern [...] seit Wegfall der Milch-

quote im Frühjahr 2015 aufgegeben“38. 

Auf der anderen Seite hat sich die durch-

schnittliche Betriebsgröße fast versechs-

facht. Alleine zwischen 2013 und 2016 hat 

die Zahl der landwirtschaftlichen Betrie-

be um etwa 3,4 Prozent (etwa 9.600 Be-

triebe)39 abgenommen. Danach bewirt-

schaften „nach endgültigen Ergebnissen 

[...] im Jahr 2016 in Deutschland 275 400 

landwirtschaftliche Betriebe insgesamt 

rund 16,7 Millionen Hektar landwirt-
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schaftlich genutzte Fläche“40. Von den 

275.400 Betrieben werden in Deutschland 

lediglich 19.900 Betriebe als „Öko-Betrie-

be“ geführt41. Im Jahr 2015 „betrug der 

Anteil der ökologisch bewirtschafteten 

Fläche an der gesamten landwirtschaft-

lich genutzten Fläche 6,5 %“42, im Jahr 

2017 waren es 8,2 %43. Es zeichnet sich ab, 

dass im Jahr 2016 und 2017 diese Fläche 

nicht signifikant zugenommen hat. Die 

Politik der Bundesregierung schafft es da-

mit nicht, ihr selbst definiertes Ziel, dass 

„der Anteil landwirtschaftlicher Flächen 

unter ökologischer Bewirtschaftung zu-

künftig 20 Prozent betragen [soll]“44, zu 

erreichen. Aufgrund der herrschenden 

Politik ist Deutschland noch weit von ei-

ner ökologischen Ausrichtung der Land-

wirtschaft entfernt. 

Exkurs: Landwirte – Schlüssel- 

akteure für Nachhaltige Ent-

wicklung in der Zwickmühle

Die Landwirtschaft spielt nicht nur ei-

ne wichtige Rolle für nachhaltige Er-

nährungswende. Die nachhaltige Be-

wirtschaftung von Agrarflächen hat 

viele darüber hinausgehende ökologi-

sche und kulturelle Funktionen. Land-

wirte genießen in der Gesellschaft 

unter andrem deswegen ein hohes 

Vertrauen (DBV, 2017)45. 78 % aller 

Deutschen vertrauen den deutschen 

Bauern, zwei von drei Bundesbürgern 

haben ein positives Bild von der deut-

schen Landwirtschaft, obwohl 72 % 

der Befragten angeben, eher weniger 

bis gar nichts über die moderne Land-

wirtschaft zu wissen. 

Landwirte sind daher in vielerlei Hin-

sicht Schlüsselakteure für einen 

nachhaltigen Wandel in der Ernäh-

rungs- und Landwirtschaft. Deswe-

gen ist es von hoher Bedeutung, dass 

Bauern auch mit kleinen Hofgrö-

ßen die Chancen haben, die vielfälti-

gen ökonomischen und ökologischen 

Funktionen unter angemessenen 

Rahmenbedingungen zu erfüllen.“46 

Die Ökonomisierung der Landwirt-

schaftspolitik und die einseitige Ausrich-

tung auf den Weltmarkt haben den bäu-

erlichen Landwirtschaftsbetrieben ge-

schadet. Im Zeitraum von 2007 bis 2017 

ist die Anzahl der Erwerbstätigen von 

40,3 Millionen auf 44,2 Millionen ange-

stiegen, während die in der Land- und 

Forstwirtschaft sowie Fischerei beschäf-

tigten Erwerbstätigen im selben Zeitraum 

von 667.000 auf 617.00047 zurückgegan-

gen sind. Im Jahr 2016 setzten sich die Er-

werbstätigen in der Landwirtschaft aus 

449.100 Familienarbeitskräften und etwa 

204.600 ständig angestellten Arbeitskräf-

ten zusammen.48 Zu diesen Arbeitskräften 

kommen jährlich zusätzlich etwa 286.300 

Saisonarbeitskräfte hinzu.49 Insgesamt be-

trägt die jährliche Abnahmerate der Ar-

beitsplätze in der Landwirtschaft fast drei 

Prozent.50

Gleichzeitig darf jedoch nicht über-

sehen werden, dass zu den direkt in den 

landwirtschaftlichen Betrieben Beschäf-

tigten „weitere Arbeitskräfte in den vor- 

und nachgelagerten Bereichen“51 hin-

zukommen. So waren im Jahr 2012 „in 

insgesamt 750.000 Betrieben rund 4,5 

Millionen Arbeitnehmer und Arbeitneh-

merinnen direkt oder indirekt mit der 

Herstellung, Verwendung und Weiterver-

arbeitung landwirtschaftlicher Produkte 

beschäftigt“52. 

Auch die Bundesregierung muss 

seit vielen Jahren in ihren offiziellen Stel-

lungnahmen eingestehen, dass sich die 

Anzahl der Landwirtschaftsbetriebe im-

mer mehr reduziert. Die Abnahmerate 

landwirtschaftlicher Betriebe mit Vieh-

haltung betrug zwischen 2010 und 2016 

bei Rinderbetrieben -16 %, bei Milchkü-

hen -23 %, bei Schweinen -33 %, bei Ge-

flügel -19 % und bei Schafen -12 %.53
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Im Jahr 2009 schrieb das Bundesministe-

rium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz (BMELV): 

»„Die Strukturentwicklung in der 

Landwirtschaft folgt weiterhin dem 

langjährigen Trend: Die Zahl der land-

wirtschaftlichen Betriebe ist rück-

läufig. Sie ging von 1999 bis 2007 

um 20,6 Prozent zurück, von rund 

472.000 auf etwa 374.500. In die-

sen über 374 Tausend land-, forst- 

und fischereiwirtschaftlichen Unter-

nehmen arbeiten knapp 1,3 Millionen 

Menschen, das sind 12,9 Prozent we-

niger als 1999. Sie erzielen eine Brut-

towertschöpfung von rund 20 Mil-

liarden Euro, d. h. 0,9 Prozent der 

gesamten Bruttowertschöpfung in 

Deutschland.“54

Im Jahr 2016 schreibt das BMEL:

» „Die Landwirtschaft hat sich in 

den vergangenen Jahrzehnten stark 

gewandelt. Die Zahl der Betriebe 

und der Beschäftigten nimmt ab. Die 

Mengen der erzeugten Produkte sind 

hingegen stark gestiegen. Die Erklä-

rung für diesen scheinbaren Wider-

spruch: Die verbleibenden Betriebe 

werden größer und leistungsfähiger 

und wirtschaften effizienter.“55

Die eigene Analyse der Bundesre-

gierung kommt einer Bankrotterklärung 

gleich. Die Betriebe werden immer größer 

und die landwirtschaftliche Massenpro-

duktion wird weiter forciert. Im Mittel-

punkt steht nicht der nachhaltige und die 

ökologische Vielfalt unterstützende land-

wirtschaftliche Betrieb, sondern einzig 

und alleine der größere, leistungsfähigere 

und wirtschaftlich rentabler arbeitende 

landwirtschaftliche Betrieb. 

 

Während die Anzahl der landwirtschaft-

lichen Betriebe stetig abnimmt, hat sich 

die durchschnittliche Größe der landwirt-

schaftlichen Betriebe entgegengesetzt 

entwickelt.

Die landwirtschaftlichen Betriebs-

größen stellen sich dabei in den Bundes-

ländern sehr unterschiedlich dar. Hierbei 

besteht in Deutschland „ein Nord-Süd-

Quelle: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), Landwirtschaft verstehen, 

Fakten und Hintergründe, a. a. O., S. 7.
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Gefälle der Betriebsgrößen“56. So sind 

„kleinbetriebliche Strukturen [...] vor al-

lem im Süden Deutschlands zu finden“57. 

Während die Durchschnittsgröße land-

wirtschaftlicher Betriebe in Bayern bei 

34,7 Hektar, in Baden-Württemberg bei 

34,9 Hektar, in Niedersachsen bei 68,7 

Hektar und Schleswig-Holstein bei 77,9 

Hektar liegt, betragen die Durchschnitts-

größen in den neuen Bundesländern 

zwischen 139,4 Hektar (Sachsen), 216,0 

Hektar (Thüringen) ,270,1 Hektar (Sach-

sen-Anhalt) und 274,9 Hektar (Mecklen-

burg-Vorpommern).58

Der industrielle Fortschritt in der 

Landwirtschaft hat die Auswirkungen 

auf die natürlichen Lebensgrundlagen 

in den letzten Jahrzehnten drastisch ver-

ändert. Durch den „Einsatz von Maschi-

nen zur Bodenbearbeitung und Ernte so-

wie die intensive Ausbringung von Pflan-

zenschutz- und Düngemitteln [wird der] 

Boden, das Wasser, die Luft und die in 

der Agrarlandschaft lebenden Tiere und 

Pflanzen59 Intensiv beeinflusst. Zusätz-

lich ist die „intensive Stickstoffdüngung 

(organisch und mineralisch) [...] Verur-

sacher klimaschädlicher Treibhausgase, 

führt zu Nitratbelastungen des Grund-

wassers und trägt zur Nährstoffüberver-

sorgung (Eutrophierung) von Flüssen, 

Seen und Meeren bei“60. Darüber hinaus 

haben „Landnutzungsänderungen (ins-

besondere Grünlandumbruch und Moor-

nutzung), Düngemittelausbringung [und], 

Bodenbearbeitung“61 zu einem deutli-

chen Verlust der Artenvielfalt beigetra-

gen. Auch der mit der industriellen „Tier-

haltung verbundene Ausstoß klimawirk-

samer Treibhausgase“62 ist eine Folge der 

heutigen Landwirtschaft.

Die heutige Landwirtschaft ist in 

weiten Teilen auf ständige Ertragssteige-

rung ausgerichtet. Dadurch hinterlässt 

diese Intensivlandwirtschaft „eintönige, 

ausgeräumte Agrarlandschaften“63. Auch 

besteht die Gefahr, dass durch den „Ein-

satz von schweren Maschinen und die in-

tensive Bodenbearbeitung [...] Bodenver-

dichtungen, eine steigende Gefahr für 

Wasser- und Winderosionen und ein[en] 

Verlust der Bodenfruchtbarkeit“64 verur-

sacht wird. Durch die „intensivere land-

wirtschaftliche Produktion und de[r]n 

Quelle: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), Landwirtschaft verstehen,  

Fakten und Hintergründe, a. a. O., S. 7
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technische[n] Fortschritt [kommen] heu-

te hochspezialisierte, leistungsstarke und 

schwere Maschinen (bis zu 60 Tonnen), 

Geräte und Transportfahrzeuge zum Ein-

satz“65. Diese haben „direkten Einfluss auf 

die Bodenstruktur und die Lebensbedin-

gungen der Bodenlebewesen“66 und kön-

nen „indirekten Einfluss auf die Empfind-

lichkeit des Bodens gegenüber Erosion, 

Nährstoffaustrag und eine abnehmende 

Bodenfruchtbarkeit“67 nehmen. So ha-

ben Untersuchungen gezeigt, dass in den 

„sehr fruchtbaren Lössböden der Börde-

landschaften Niedersachsens [...] seit 1970 

die zusätzliche Bodenverdichtung pro 

Jahrzehnt um ungefähr zehn Zentimeter 

Tiefe“68 zunimmt.

Diese Technisierung und Mecha-

nisierung haben dazu geführt, dass im 

Jahr 2016 ein*e in der Landwirtschaft 

Beschäftigte*r 157 Menschen ernähren 

konnte, während es im Jahr 1950 in der 

BRD 10 Menschen, im Jahr 1990 92 Men-

schen und ab 2000 in Gesamtdeutschland 

144 Menschen waren.69 Durch die neuen di-

gitalen Techniken und neuere Produktions-

lösungen für die Ställe wird dieser Trend in 

den nächsten Jahren weiter zunehmen.

Die Landwirtschaft und Ernährungsin-

dustrie sind weltweit mächtige Player auf 

den internationalen Exportmärkten. Im 

Jahr 2015 betrug der Gesamtwert aller 

Exporte nach Berechnungen der World 

Trade Organization (WTO) etwa 1,3 Billi-

onen US-Dollar70. Von allen weltweit ge-

handelten Gütern machten damit die Ag-

rarexporte etwa acht Prozent der weltweit 

exportierten Güter71 aus. Aus Deutschland 

werden „rund ein Drittel der Gesamtpro-

duktion der deutschen Landwirtschaft“72 

exportiert, bei der Ernährungsindustrie 

„liegt die Exportquote ebenfalls bei rund 

33 Prozent“73. Auf den internationalen 

Märkten ist „Deutschland weltweit Num-

mer drei im Agrarexport“74. Das BMEL 

betont, dass „Exporte von Gütern der Ag-

rar- und Ernährungswirtschaft [...] für die 

Bundesrepublik Deutschland von großer 

wirtschaftlicher Bedeutung“75 seien. Das 

Ministerium benennt als weiteren Grund, 

warum die Exporte für landwirtschaftli-

che Güter weiterhin intensiviert werden 

sollten, dass „vor dem Hintergrund des de-

mografischen Wandels und der damit ten-

denziell sinkenden Nachfrage nach Nah-

rungsmitteln [...] der Markt im Inland und 

in der EU“76 stagniere. Im Jahr 2016 lie-

gen die „deutschen Agrarexporte [...] erst-

mals über 70 Milliarden Euro“77. Stolz 

betont das Ministerium, dass sich „seit 

dem Jahr 1991 die Ausfuhren von Agrar-

gütern nahezu vervierfacht [haben]; seit 

dem Jahr 2000 [...] um mehr als das Zwei-

einhalbfache gestiegen“78 seien. In der ge-

samten BMEL-Publikation wird in keiner 

Weise auf die schädlichen Auswirkungen 

der ständig steigenden Landwirtschafts-

produktion durch die industrialisierten, 

auf Export ausgerichteten Betriebe ein-

gegangen. Auch die katastrophalen Aus-

wirkungen in den Lieferländern, die die 

benötigten Proteine für die industriali-

sierte Fleischproduktion liefern, werden 

in keiner Weise beleuchtet. Unter Land-

wirtschaftsminister Christian Schmidt 

wurden weitere vier Jahre für einen Um-

bau der Landwirtschaft zu einer ökologi-

schen und nachhaltigen Produktion verlo-

ren. Auch die bisherigen Entscheidungen 

durch Landwirtschaftsministerin Julia 

Klöckner lassen hier keine grundlegenden 

Veränderungen erwarten.

Weltmarkt für landwirtschaftliche Produkte  

nimmt zu
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Das BMEL setzt weiterhin vor al-

lem auf Exportausweitungen. Dabei ist 

es sich nicht zu schade, auf Theorien aus 

dem 18. und 19. Jahrhundert von Adam 

Smith und David Ricardo zurückzu-

greifen, wonach internationaler Handel 

grundsätzlich positiv sei und zum Vorteil 

aller. 

 

Das BMEL drückt es dann so aus:

»„Doch das Grundprinzip hat sich 

nicht verändert: In einem Land wird 

etwas nachgefragt, das dort nicht 

hergestellt wird – oder das in einem 

anderen Land zu günstigeren Prei-

sen, in größerer Menge oder besserer 

Qualität erzeugt werden kann. Etwa, 

weil dort das Klima günstiger, die Ar-

beitskosten niedriger, die Strukturen 

effizienter oder die Böden fruchtbarer 

sind. So können alle Länder über den 

Agrarhandel ihre Standortvorteile 

nutzen bzw. ihre -nachteile ausglei-

chen. Ohne weltweiten Agrarhandel 

wäre die Auswahl an Lebensmitteln 

für die Verbraucherinnen und Ver-

braucher geringer und die Preise 

höher. Die Aufnahme von Handelsbe-

ziehungen führt also zu Wohlfahrts-

gewinnen in den beteiligten Ländern. 

Dies zeigt auch der ökonomische 

Erfolg der Europäischen Union sehr 

deutlich.“79

Das BMEL blendet jedoch völlig 

aus, dass „Adam Smiths klassische Über-

legung zum Handel [...] aus seinem Ver-

ständnis von der industriellen Arbeits-

teilung bei der Produktion einer Ware“80 

formuliert wurde. Selbst wenn man dieser 

Theorie Glauben schenken würde, ist ei-

ne solch plumpe Übertragung der Theo-

rien von Smith und Ricardo auf landwirt-

schaftliche Produkte unter ökologischen 

und nachhaltigen Gesichtspunkten völlig 

inakzeptabel.  

 

Adam Smith schrieb 1776 in „Wohlstand 

der Nationen“:

»„Bei jedem klugen Hausvater ist es 

eine Regel, niemals etwas im Hause 

machen zu lassen, was ihm weniger 

kosten würde, wenn er es kaufte. 

Dem Schneider fällt es nicht ein, 

seine Schuhe zu machen, sondern 

er kauft sie vom Schumacher; dem 

Schumacher fällt es nicht ein, sich 

seine Kleider zu machen, sondern er 

beschäftigt den Schneider, und dem 

Pächter fällt es nicht ein, sich Eines 

oder das Andere zu machen, sondern 

er setzt jene beiden Handwerker in 

Nahrung. All diese Personen finden es 

in ihrem Interesse, ihren Gewerbefleiß 

ganz auf diejenige Art anzuwenden, 

in der sie Etwas von ihren Nachbarn 

voraus haben, und dann ihren übrigen 

Bedarf mit einem Teile ihres eigenen 

Erzeugnisses, oder was dasselbe ist, 

mit dem Preise eines Teiles zu kau-

fen.“81

Auch sollte nicht vergessen werden, 

dass die Durchsetzung der neoliberalen 

und neoklassischen Freihandelsideologie 

durch die neoliberalen Wirtschaftsideolo-

gen vor allem das Ziel hatte, die führende 

Rolle der am ökonomisch weitesten entwi-

ckelten Staaten des globalen Nordens zu 

festigen und gleichzeitig die Integration 

möglichst vieler Regionen aus dem globa-

len Süden in die internationale Arbeitstei-

lung theoretisch zu begründen, um „den 

zunehmend nach Unabhängigkeit streben-

den alten Kolonialländern eine theoreti-

sche Begründung [...] [für eine] nachholen-

de Industrialisierung über die Integration 

in den Welthandel“82 zu vermitteln.  

 

Dieser Freihandelsideologie hatte bereits 

Karl Marx deutlich widersprochen: 

»„Man sagt uns zum Beispiel, daß 

[sic] der Freihandel eine internatio-
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nale Arbeitsteilung ins Leben rufen 

und damit jedem Lande eine mit 

seinen natürlichen Vorteilen harmo-

nierende Produktion zuweisen würde. 

Sie glauben vielleicht, meine Herren, 

daß [sic] die Produktion von Kaffee 

und Zucker die natürliche Bestim-

mung von Westindien sei. Vor zwei 

Jahrhunderten hatte die Natur, die 

sich nicht um den Handel kümmert, 

dort weder Kaffeebäume noch Zu-

ckerrohr gepflanzt. [...] Wenn die Frei-

händler nicht begreifen können, wie 

ein Land sich auf Kosten des anderen 

bereichern kann, so brauchen wir uns 

darüber nicht zu wundern, da diesel-

ben Herren noch weniger begreifen 

wollen, wie innerhalb eines Landes 

eine Klasse sich auf Kosten einer 

anderen bereichern kann.“83

Die Theorie des internationalen 

Handels baut auf die vereinfachte Vorstel-

lung von Adam Smith auf. Sie „basiert zum 

großen Teil auf dem Prinzip des kompara-

tiven Vorteils“84. „Dieses sogenannte Prin-

zip des komparativen Vorteils besagt, dass 

ein Land selbst dann durch Handel profi-

tieren kann, wenn es bei der Produktion al-

ler Güter absolut effizienter (oder weniger 

effizient) als andere Länder ist.“85 Mit den 

realen Bedingungen in der landwirtschaft-

lichen Produktion hat diese Theorie wenig 

zu tun. Die Situation der kleinen und mitt-

leren bäuerlichen Betriebe verschlechtert 

sich immer mehr. Große Megakonzerne 

bestimmen das Agrarbusiness und setzen 

ihre Forderungen für eine weltweite In-

dustrialisierung der Landwirtschaft immer 

schneller durch. Für diese Strategie wird 

die Artenvielfalt in der Landwirtschaft im-

mer weiter zurückgedrängt, gentechnisch 

veränderte Pflanzen und Tiere eingesetzt 

und die landwirtschaftliche Produktion 

auf industrielle Massenprodukte ausge-

richtet. Ökologie, Nachhaltigkeit und der 

Schutz der Umwelt bleiben damit immer 

weiter auf der Strecke.  

Der Aufruf zur -Demonstration „Wir ha-

ben es satt“ 2018 zeigte diese Entwicklung 

in klaren Worten auf:

» „Unternehmen wie Bayer und 

Monsanto fusionieren zu immer 

größeren Megakonzernen, wollen 

Macht vom Acker bis zum Teller 

– und verdienen Milliarden mit 

unserem Essen. Die Konsequenz: 

Lebensmittel-Skandale, Glyphosat 

und Antibiotikaresistenzen, Verlust 

der Artenvielfalt und verschmutztes 

Trinkwasser, Gentechnik und Pa-

tente auf Pflanzen und Tiere. Doch 

wir wollen gesundes Essen von 

Bäuerinnen und Bauern für alle! 

Für eine Ernährungspolitik, die auf 

regionale und nachhaltige Lebens-

mittel setzt statt auf industrielle 

Massenprodukte! 

 

In Megaställen und Schlachthö-

fen, wo Arbeitsrechte oftmals mit 

Füßen getreten werden, trimmt die 

Fleischindustrie die Tiere immer 

weiter auf Profit. Doch Schweine, 

Hühner und Kühe brauchen Stroh, 

Auslauf und Weideland. Das ‘immer 

mehr’, ‚immer größer’ und ‚immer 

intensiver’ in der Landwirtschaft 

treibt Bauernhöfe in den Ruin. Seit 

2005 hat jeder dritte landwirt-

schaftliche Betrieb in Deutschland 

dichtgemacht. Schluss mit den 

Subventionen an die Agrarindust-

rie! Die Bundesregierung muss den 

Umbau hin zu artgerechter Tierhal-

tung wirksam fördern!  

 

Aggressive Exportstrategien und 

verfehlte Agrarpolitik ruinieren 

Bäuerinnen und Bauern auf der 

ganzen Welt. Mit Kampfpreisen 

und Landraub ziehen große Konzer-

ne den Bauernhöfen im globalen 

Süden und in Europa den Boden 

unter den Füßen weg. Statt Kon-

zerninteressen mit Freihandelsab-
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kommen abzusichern, brauchen wir 

weltweit sicheren Zugang zu Land, 

Wasser, Saatgut und Nahrung. 

Auch kleine und mittlere Betriebe, 

die Tiere gut halten und Klima und 

Umwelt schützen, müssen von 

ihren Produkten leben können – 

überall. Deswegen: Schluss mit 

Dumping-Exporten – für globale 

Bauernrechte und eine weltweite 

Agrarwende!“86

Agrarexporte 

Die deutsche Landwirtschaft wurde auf-

grund einer verfehlten Landwirtschafts-

politik in den letzten Jahrzehnten immer 

weiter auf den Export für den Weltmarkt 

ausgerichtet. Zwischenzeitlich gehen „et-

wa ein Drittel der Gesamtproduktion der 

deutschen Landwirtschaft“87 in den Ex-

port. Das BMEL sieht diese Entwicklung 

positiv und betont, dass aus Deutsch-

land „Agrarprodukte im Wert von über 

70 Milliarden Euro“88 exportiert würden 

und deshalb „rund 320.000 Arbeitsplät-

ze – vorwiegend in unseren ländlichen 

Räumen – vom Export abhängen.“89 Wei-

ter wird dann ausgeführt: „Wie in den 

vergangenen Jahren entwickelte sich der 

deutsche Agraraußenhandel 2016 positiv. 

Nach vorläufi gen Daten stiegen die Aus-

fuhren von Agrar- und Ernährungsgütern 

um 3,8 Prozent auf nunmehr 67,9 Milli-

arden Euro (2015: 65,4 Milliarden Euro), 

während die Einfuhren um 3,5 Prozent 

auf 77,1 Milliarden Euro (2015: 74,5 Milli-

arden Euro) zunahmen.“90

Durch die zunehmenden Agrar- 

exporte werden immer mehr Produ-

zent*innen in Afrika gezwungen, ihre 

landwirtschaftlichen Betriebe aufzuge-

ben und wegen fehlender Alternativen 

in die großen urbanen Zentren abzuwan-

dern. Die produzierenden Geflügelbetrie-

be in Westafrika „leiden schon seit Jahren 

unter billigen europäischen Importen“91.  

Auch die Milchwirtschaft in Afrika, „die 

mit Milchpulver von Nestlé konkurrie-

ren muss, oder den Tomatenanbauern, die 

im Wettbewerb mit Tomatenmark aus 

Italien stehen“92, werden durch die hoch-

subventionierte europäische Landwirt-

schaft an die Wand gedrückt. Ergebnis 

ist die zunehmende Zerstörung der hei-

mischen Erzeugermärkte und eine grö-

ßer werdende Abhängigkeit vom Import 

von Lebensmitteln. Diese Entwicklung 

ist für viele afrikanische Staaten katast-

rophal, da „in fast allen Ländern Afrikas 

[...] die Menschen mehrheitlich von der 

Landwirtschaft“93 leben. Ausdrücklich 

unterstützen die NaturFreunde alle Maß-

nahmen, die in den Staaten der EU dazu 

führen, das die landwirtschaftlichen Be-

triebe „nicht nur möglichst viel produ-

zieren, sondern auch für ein ökologisches 

Gleichgewicht sorgen und ansprechende 

Zustände auf dem Lande“94 schaffen. Eine 

solche Agrarpolitik muss den Fetisch des 

Wachstums und die Exportorientierung 

der europäischen Landwirtschaft sofort 

beenden.

Zwar argumentiert das Landwirt-

schaftsministerium, dass keine Export-

subventionen für die Ausfuhr von land-

wirtschaftlichen Produkten gegeben 

würden, die EU unterstützt jedoch die 

landwirtschaftlichen Betriebe mit zum 

Teil hohen Subventionen, so dass die 

landwirtschaftlichen Produkte „sowohl in 

Europa als auch außerhalb zu sehr niedri-

gen Preisen“95 angeboten werden können, 

da die Lebensmittelpreise nur ein Teil der 

Einnahmen der Betriebe sind.

Situation der Agrarindustrie
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Der Grain Club, „ein Zusammen-

schluss von acht Verbänden der deut-

schen Lebens- und Futtermittelwirt-

schaft, plädiert [...] dafür, dass die EU 

mehr Agrarprodukte produziert und da-

mit auch exportiert“96. Im Grain Club 

haben sich Bundesverband der Agrarge-

werblichen Wirtschaft e.V., Deutscher 

Raiffeisenverband e.V., Deutscher Ver-

band des Großhandels mit Ölen, Fetten 

und Ölrohstoffen e.V., Deutscher Ver-

band Tiernahrung e.V., Verband der ölsaa-

tenverarbeitenden Industrie in Deutsch-

land e.V. und Verein der Getreidehändler 

der Hamburger Börse e.V. zusammenge-

schlossen.97 Die Geschäftsstelle des Grain 

Club ist beim Deutschen Raiffeisenver-

band angesiedelt. Damit hat sich eine auf 

den Export ausgerichtete Lobbygruppe 

in der Geschäftsstelle der Genossenschaft 

der landwirtschaftlichen Betriebe nieder-

gelassen, die historisch dafür gegründet 

wurde, kleinen und mittleren bäuerlichen 

Betrieben zu helfen, im Existenzkampf 

besser bestehen zu können. Die Anfänge 

der Raiffeisen-Genossenschaften hatten 

das Ziel, Bauern und Landwirte zu unter-

stützen und damit „dem drohenden sozia-

len Abstieg vorzubeugen und entgegenzu-

wirken“98. Mit ihrer heutigen Politik im 

Rahmen des Grain Clubs schadet sie den 

Interessen und der Entwicklung einer ei-

genständigen Landwirtschaft in den Län-

dern des globalen Südens.

Der Grain Club behauptet, dass 

nur eine „international wettbewerbsfä-

hige deutsche Agrar- und Ernährungs-

wirtschaft [...] zur Ernährung der Welt-

bevölkerung mit hochwertigen Nah-

rungsmitteln sowie zu mehr Klima- und 

Ressourcenschutz“99 beitragen könne. Aus 

diesem Grund fordern die Agrarexport-

lobbyisten „neue Züchtungsmethoden, 

moderne Verfahren des Pflanzenschutzes 

und der Düngung“100, „offene Märkte [...], 

um die dynamisch wachsende Nachfra-

ge in den Schwellenländern zu befriedi-

gen“101,  sowie „freien Zugang zu den in-

ternationalen Märkten und den verfügba-

ren Rohstoffen“102. Unter der Überschrift 

„Agrarromantik fehl am Platz!“ forder-

te der frühere Bundeslandwirtschaftsmi-

nister Schmidt beim Grain Club, „Klein-

bauern vor Ort fit für den Markt zu 

machen“103 und „durch globale Partner-

Quelle: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), Landwirtschaft verstehen, Fakten und 

Hintergründe, a. a. O., S. 7
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schaften könne das deutsche Agribusiness 

[...] einen wesentlichen Beitrag leisten104“. 

Mit diesen Forderungen soll Druck auf 

die Politik ausgeübt werden, damit die 

Weltagrarmärkte noch weiter liberali-

siert, die Anwendung der grünen Gen-

technik vorangebracht und die Industri-

alisierung der Landwirtschaft weiter for-

ciert werden kann. 

Die Tendenz ist dabei eindeutig. 

Die Exporte in sogenannte Ent-

wicklungsländer nehmen seit vielen Jah-

ren immer weiter zu. So lieferte Deutsch-

land im Jahr 2014/15 „rund 8 Millionen 

Tonnen Weizen in Nicht-EU-Länder – 

viermal so viel wie vor vier Jahren“105. Die 

entwicklungspolitische Sprecherin der 

Grünen im Europaparlament, Maria Heu-

buch, weist darauf hin, dass die einseiti-

ge Exportorientierung der EU dazu füh-

re, dass „Afrika in Dumpingprodukten wie 

Milchpulver und Hähnchenteilen versin-

ke, während in der EU täglich Bauernhöfe 

geschlossen werden müssten“106. Auch der 

Export von Hähnchenfleisch nach West-

afrika nimmt ständig zu. Dieses Fleisch ist 

so billig, „dass die einheimischen Bauern 

nicht mehr mithalten können und pleite-

gehen“107. So haben sich die „Exporte von 

Hähnchenfleisch aus der EU in afrikani-

sche Länder seit 2009 fast verdreifacht“108. 

Die exportierte Menge von Hähnchen-

fleisch aus den Ländern der EU stieg seit-

dem „von 199.000 Tonnen auf 592.000 Ton-

nen“109. Der Export aus Deutschland stieg 

von 7.000 Tonnen im Jahr 2009 auf 48.000 

Tonnen im Jahr 2014.110  

In deutschen Schlachthöfen werden jedes 

Jahr „750 Millionen Tiere, darunter circa 

670 Millionen Masthühner, Suppenhüh-

ner und Puten, 60 Millionen Schweine, 

3,6 Millionen Rinder und weitere Millio-

nen andere Tiere“111 geschlachtet. Von die-

sen riesigen Mengen Hühnerfleisch ge-

hen immer größere Anteile in den Export. 

Ein Grund für die extrem niedrigen Prei-

se für die Hähnchenfleischexporte aus der 

EU ist, dass die „europäische Fleischindus-

trie tausende Tonnen schwer verkäufli-

ches Hühnerfleisch in afrikanischen Ent-

wicklungsländern [entsorgt] und dort mit 

Niedrigstpreisen die Bauern in den Ruin 

[treibt]“112. „Seit 2010 hat die EU ihre Ge-

Quelle: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), Landwirtschaft verstehen, Fakten und 

Hintergründe, a. a. O., S. 15

darunter: Least Developed Countries (LDC)

darunter: LDCs darunter: Least Developed Countries (LDC)Entwicklungsländerdarunter: LDCsEntwicklungsländer
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flügelfleisch-Exporte nach Afrika um 182 

Prozent gesteigert, Deutschland die seinen 

im gleichen Zeitraum fast verdreifacht. Im 

vergangenen Jahr überschwemmten 42.700 

Tonnen deutsches Geflügelfleisch die afri-

kanischen Märkte. Mit verheerenden Fol-

gen: In Togo deckten vor den Massenim-

porten jährlich rund zehn Millionen Hüh-

ner den Fleischbedarf; heute sind nur noch 

die wenigen übrig, die in den Dörfern 

meist zur Selbstversorgung dienen. Auch 

im benachbarten Benin, in Ghana, selbst 

im Kongo – überall kämpfen Bauern ange-

sichts der Importflut ums Überleben.“113

Diese Exportorientierung der Land-

wirtschaft muss aufgegeben werden. Die 

NaturFreunde setzen sich dafür ein, „dass 

im Kampf gegen den Hunger nichts wich-

tiger ist als die Förderung der kleinbäuerli-

chen Landwirtschaft“114 in den Staaten des 

globalen Südens. Zur Erreichung dieses 

Ziels ist „der Export der westlichen Agrar-

industrie mehr als kontraproduktiv“115. 

Das BMEL sieht jedoch in den zu-

nehmenden Exporten von Agrargütern 

aus den Staaten der EU keine größeren 

Probleme und führt dazu aus, „nach An-

gaben von EUROSTAT bzw. dem Statisti-

schen Bundesamt exportierte die Europä-

ische Union 2013 insgesamt rund 261.000 

Tonnen Geflügelfleisch nach Westafrika, 

davon stammten aus Deutschland rund 

15.000 Tonnen. Im Jahr 2015 betrugen die 

EU-Exporte rund 274.000 Tonnen, darun-

ter rund 10.000 Tonnen aus Deutschland 

(rund 2,0 Prozent der gesamten deutschen 

Geflügelfleischexporte)“116. 

Mit den Zahlen versucht das BMEL 

zu begründen, warum weitere Steigerun-

gen von Exporten von Agrargütern in die 

Staaten des globalen Südens aus seiner 

Sicht kein Problem darstellt. So führt das 

Ministerium weiter aus:  

 

»„Die deutschen Geflügelfleischex-

porte nach Ghana lagen 2013 bei 

rund 5.000 Tonnen (rund ein Prozent 

der gesamten deutschen Geflügel-

fleischexporte), 2015 bei rund 4.000 

Tonnen (rund 0,8 Prozent der gesam-

ten deutschen Geflügelfleischexpor-

te). Nach Angaben der UN-COMT-

RADE-Datenbank importierte Gha-

na 2013 (aktuellstes verfügbares 

Jahr) insgesamt rund 170.600 Ton-

nen Geflügelfleisch, wovon 63.800 

Tonnen aus den USA, 55.900 Ton-

nen aus der Europäischen Union 

(davon 4.200 Tonnen aus Deutsch-

land) und 40.200 Tonnen aus Brasi-

lien stammten. Ein relativ kleiner Teil 

des Geflügelfleisches wird aus ande-

ren Ländern eingeführt. In Bezug auf 

die Europäische Union ist in den letz-

ten beiden betrachteten Jahren eine 

leicht abnehmende Tendenz in den 

absoluten Mengen der Geflügelim-

porte zu verzeichnen, wohingegen die 

Importe aus den USA weiterhin ei-

ne eher steigende Tendenz andeuten. 

[...] Seit Mitte der 1980er Jahre ist die 

ghanaische Produktion an Geflügel-

fleisch und Eiern bis auf einen Ein-

bruch in der Fleischproduktion 2009 

kontinuierlich gewachsen. Im Zeit-

raum von 2003 bis 2013 verdoppel-

te sich die Geflügelfleischproduktion. 

Rund 51.000 Tonnen Geflügelfleisch 

wurden 2013 produziert, was men-

genmäßig rund 30 Prozent der im-

portierten Ware bzw. etwa den kom-

pletten Importen der Europäischen 

Union entspricht. [...] Der Gesamtver-

brauch und die Importe an Geflügel-

fleisch sind seit 2010 stärker gestie-

gen als die heimische Produktion. Der 

Selbstversorgungsgrad lag 2013 bei 

23 Prozent. Das in Ghana für die Be-

völkerung verfügbare Geflügelfleisch 

besteht zu einem großen Teil aus Im-

portware.“117
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 Diese Position wird von den Na-

turFreunden Deutschlands bereits seit vie-

len Jahren deutlich kritisiert. Bereits 2014 

forderten sie eine Agrarwende:

»„Die Länder der Nordhalbkugel dürf-

ten ihre von Konzernen beherrschte 

industrialisierte Landwirtschaft nicht 

in die Entwicklungsländer exportie-

ren, wenn dort die Ernährung der Be-

völkerung gesichert werden solle. [...] 

Die NaturFreunde Deutschlands sind 

sich mit den entwicklungspolitischen 

Nichtregierungsorganisationen einig, 

dass das Ziel, die Zahl der an Hunger 

leidenden Menschen weltweit bis 

zum Jahr 2030 auf Null zu reduzieren 

sowie die Durchsetzung des Rechts 

auf Nahrung Kernelemente der soge-

nannten Post-2015-Agenda werden 

müssen, an der gegenwärtig bei der 

UNO gearbeitet wird. In der Agenda 

müsse der Auf- und Ausbau einer 

sozial und ökologisch nachhaltigen 

Landwirtschaft festgeschrieben wer-

den, die gezielt Kleinproduzenten un-

terstütze und regionale Versorgungs-

strukturen weltweit stärke [...]. Die 

Agenda müsse auch den Schutz von 

Produzenten in Ländern des globa-

len Südens vor Dumping-Produkten 

festschreiben und sicherstellen, dass 

Finanzspekulationen, die zu einer 

Erhöhung der Nahrungsmittelprei-

se führten, gesetzlich unterbunden 

werden. Zudem müsse sie Instrumen-

te zur Sicherung von Landrechten 

enthalten, die Land- und Wasserraub 

wirksam verhinderten.“118

Agrarimporte 

Auch die Agrarimporte aus den Ländern 

des globalen Südens nehmen weiter zu. 

Während im Jahr 1999 der Import von 

Gütern der Land- und Ernährungswirt-

schaft bei 39,6 Mrd. Euro lag, hat sich das 

Volumen im Jahr 2010 auf 63,3 Mrd. Eu-

ro und im Jahr 2016 auf 81,603 Mrd. Euro 

gesteigert.119  Im Jahr 2016 wurden dabei 

für 8,4 Mrd. Euro Ölsaaten und Produkte, 

für 7,1 Mrd. Euro Fleisch und Fleischer-

zeugnisse, für 6,2 Mrd. Euro Milch und 

Milcherzeugnisse und für 5,9 Mrd. Euro 

Getreide, Getreideerzeugnisse und Back-

waren nach Deutschland eingeführt.120 

Mengenmäßig wurden dabei im Jahr 2016 

für 16,8 Mrd. Tonnen Ölsaaten und Pro-

dukte, für 2,5 Mrd. Tonnen Fleisch- und 

Fleischerzeugnisse, für 4,8 Mrd. Ton-

nen Milch und Milcherzeugnisse und für 

9,6 Mrd. Tonnen Getreide, Getreideer-

zeugnisse und Backwaren eingeführt.121 

Deutschland steht dabei nach Angaben 

der Welthandelsorganisation (WTO) „so-

wohl bei den Agrarimporten als auch 

den Agrarexporten an dritter Stelle welt-

weit“122, nach den USA und China. Die 

Bundesregierung weist darauf hin, dass, 

mit Ausnahme des Jahres 2009, „seit dem 

Jahr 2000 [...] sowohl die Ein- als auch 

Ausfuhren von Agrargütern nahezu kon-

tinuierlich angestiegen“123 sind. Im Jahr 

2015 „betrug der Gesamtwert dieser Ex-

porte nach Angaben der WTO rund 1,3 

Billionen US-Dollar (rund 1,2 Billionen 

Euro). Agrar- und Nahrungsmittelexpor-

te machen damit rund acht Prozent aller 

weltweit exportierten Güter aus“124.

Ein Beispiel für die ökologisch 

nicht verantwortliche Importstrategie für 

Agrarprodukte ist der massive Sojaimport 

Deutschlands. Jedes Jahr werden etwa 2,4 

Millionen Tonnen Soja importiert125. Da-

mit beträgt der „durchschnittliche Jah-

resverbrauch [von Soja] in Deutschland 

60 Kilo pro Kopf. Zum Vergleich: Kartof-

feln (56 Kilo) und Brot (54 Kilo) liegen 

dahinter, Nudeln (8 Kilo) sind weit abge-

schlagen.“126 Dieser hohe Sojaverbrauch 

liegt am „Konsum von Fleisch, Eiern und 

Milchprodukten, [da] mehr als 80 Pro-

zent des in Deutschland verbrauchten So-

ja [als] Kraftfutter im Tiermagen“127 lan-

den. Weltweit hat die Anbaufläche von 

Soja zwischen 2004 (93,33 Millionen Hek-

tar) 2018 (128,34 Millionen Hektar) um 
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mehr als 35 Millionen Hektar zugenom-

men128. Mit 91 % der globalen Anbauflä-

che entfiel der Löwenanteil 2016 auf ge-

rade einmal fünf Länder: Die USA führen 

mit 72,9 Millionen Hektar, gefolgt von 

Brasilien (49,1 Mio. ha), Argentinien (23,8 

Mio. ha), Kanada (11,6 Mio. ha) und Indi-

en (10,8 Mio. ha). Der Anteil von gentech-

nisch veränderten Sojabohnen ist dabei 

beträchtlich. Im Jahr 2017 wurden welt-

weit etwa 94,1 Millionen Hektar mit gen-

technisch veränderten Sojabohnen an-

gebaut129. In den USA betrugt die Fläche 

34,5 Millionen Hektar (GVO130-Anteil 

94 %), Brasilien 33,7 Millionen Hektar 

(GVO-Anteil 97 %), Argentinien 18,1 Mil-

lionen Hektar (GVO-Anteil 100 %), Para-

guay 2,7 Millionen Hektar (GVO-Anteil 

96 %) oder Kanada 2,5 Millionen Hektar 

(GVO-Anteil 85 %).131

„Die wichtigste Gentechnik-Pflan-

ze bleibt Soja, die trotz eines leichten 

Rückgangs mit 91,4 Millionen Hektar 

immer noch gut die Hälfte der globalen 

Gentechnik-Anbaufläche ausmacht, ge-

folgt von Mais (60,6 Mio. ha), Baumwolle 

(22,3 Mio. ha) und Raps (8,6 Mio. ha).“132 

Die gesamte weltweite Anbaufläche für 

gentechnisch veränderte Pflanzen lag im 

Jahr 2016 bei 185,1 Millionen Hektar. Et-

wa 91 Prozent der weltweiten Agrarflä-

chen auf denen gentechnisch veränderte 

Pflanzen angebaut wurden entfallen „auf 

gerade einmal fünf Länder: Die USA füh-

ren mit 72,9 Millionen Hektar, gefolgt 

von Brasilien (49,1 Mio. ha), Argentinien 

(23,8 Mio. ha), Kanada (11,6 Mio. ha) und 

Indien (10,8 Mio. ha). Im einstelligen Mil-

lionen-Bereich folgen Paraguay, Pakistan, 

China, Südafrika und Uruguay. Den größ-

ten Flächenzuwachs verzeichnete Brasili-

en: Gegenüber 2016 vergrößerte sich die 

mit Gentechnik-Pflanzen bestellte Fläche 

um 11 %.“133

Weiter ist es auch nicht akzepta-

bel, dass gerade aus Ländern, in denen die 

Ernährung der Bevölkerung nicht sicher-

gestellt werden kann, immer größere Flä-

chen für den Export von Proteinpflanzen 

für die Fleischproduktion in den Ländern 

des globalen Nordens verwendet werden 

und damit wertvolle Ackerflächen für die 

Produktion von Nahrungsmitteln für die 

Menschen in den Ländern des globalen 

Südens verlorengehen.

Die Bundesforschungsanstalt für 

Landwirtschaft spricht sich gegen Im-

portbegrenzungen aus Ländern des globa-

len Südens aus. Sie betont, dass „Import-

begrenzungen, die aus Effizienzgründen 

nach Herkünften zu differenzieren wä-

ren, mit WTO-Grundsätzen nicht verein-

bar“134 seien. Gleichzeitig betont sie, dass 

„handelspolitische Maßnahmen [...] nicht 

am Anfang der Lösung der Umweltpro-

bleme in vielen Entwicklungsländern“135 

stehen sollten. Dieses Ergebnis ist er-

staunlich, da die Untersuchung von Alois 

Basler eine Vielzahl von Beispielen auf-

zeigt, die zu einer Beeinträchtigung der 

Umwelt- und Lebensbedingungen für die 

Länder des globalen Südens führen kön-

nen. 

 

Als „Beispiele für die Beeinträchtigung 

der Umwelt und der Ressourcen in Ent-

wicklungsländern“ benennt die Studie 

„Begrenzung der Agrarimporte aus Ent-

wicklungsländern im Interesse des Um-

weltschutzes?“:

•	 „die Erzeugung von beliebigen Pro-

dukten nach Verfahren mit extrem 

hohem Energieeinsatz und den ent-

sprechenden Konsequenzen für den 

CO2 -Ausstoß, der nachteilige Fol-

gen für die Qualität der Luft im Er-

zeugerland, aber auch für das Welt-

klima hat,

•	 die räumlich konzentrierte und auf 

hohem Einsatz von Pestiziden beru-

hende Erzeugung landwirtschaftli-

cher Produkte, welche die Qualität 

des Wasserhaushaltes einer Region 

beeinträchtigen oder die langfristi-

ge Nutzung der Gebiete für die Ag-
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rar- und Nahrungsmittelproduktion 

gefährden können, wie beispielswei-

se der Baumwollanbau am Aral-See, 

der Sojaanbau in Brasilien oder die 

intensive Tierhaltung auf räumlich 

engem Raum in Europa,

•	 die intensive Erzeugung landwirt-

schaftlicher Produkte an Standor-

ten mit starker Hanglage, die der 

Gefahr der Erosion und somit des 

Verlustes an landwirtschaftlichen 

Nutzflächen ausgesetzt sind,

•	 der Anbau von Kulturen (vor allem 

Gemüse) mit einem hohen Wasser-

bedarf in Ländern und Gebieten 

mit starker Wasserknappheit, was 

die Wasserversorgung der Haus-

halte stark beeinträchtigen und da-

durch gesundheitliche Risiken für 

die Bevölkerung hervorrufen kann,

•	 die Erzeugung von Rundholz durch 

einen unkontrollierten Einschlag 

in tropischen Regenwäldern, die 

den Bestand der Wälder gefähr-

det, die massive Papiererzeugung in 

rohstoffarmen Ländern, die zu ei-

ner schrittweisen Reduzierung des 

Waldbestandes führt,

•	 der Fischfang nach Verfahren, wel-

che die Nachzucht gefährden oder 

welche den Bestand solcher Fisch-

arten in Gefahr bringen, die gar 

nicht Fangziel sind, aber durch den 

Fang anderer Fische gefährdet wer-

den.“137

Basler hat in seiner Studie auch die 

machtpolitischen Hindernisse für einen 

gerechteren Welthandel im Bereich der 

Agrarexporte aus den Staaten des globa-

len Südens klar benannt und weist dar-

auf hin, dass „die Umsetzung [...] in der 

Praxis aufgrund machtpolitischer Ein-

flüsse und wirtschaftlicher Interessen in 

den Ländern selbst, aber auch durch Auf-

lagen der internationalen Gemeinschaft 

von Staaten – wie etwa die Verpflichtung 

der Entwicklungsländer zur Steigerung 

der Exporte als Voraussetzung für neue 

Kredite – als äußerst schwierig und in vie-

len Fällen als unwahrscheinlich“138 sind. 

Hierzu führt „Brot für die Welt“ aus, dass 

„sechs transnationale Konzerne die Welt-

märkte für Pestizide und Saatgut“139 be-

herrschen. Diese Konzerne haben eigene 

Interessen, eine offene exportorientierte 

Quelle: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), Landwirtschaft verstehen, Fakten und 

Hintergründe, a. a. O., S.13136

darunter: Least Developed Countries (LDC)darunter: Least Developed Countries (LDC)Entwicklungsländer
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Strategie für den Weltmarkt mit Agrar-

gütern durchzusetzen, um ihre Produk-

te noch besser in die lokalen Märkte der 

Staaten des globalen Südens exportieren 

zu können. Sollten die geplanten Über-

nahmen von Syngenta durch die chinesi-

sche ChemChina, die Fusion der US-ame-

rikanischen Dow und DuPont sowie die 

Übernahme von Monsanto durch Bayer 

zustande kommen, würde der weltwei-

te Markt von Pestiziden und Saatgut nur 

noch von vier international agierenden 

Konzernen beherrscht, wovon die fusio-

nierten neuen drei Unternehmen „über 65 

% des globalen Pestizidmarktes und fast 

61 % des kommerziellen Saatgutmarktes 

beherrschen“140 würden.

In der deutschen und europäischen Le-

bensmittelindustrie findet ein zunehmen-

der Konzentrationsprozess statt. Dies hat 

dazu beigetragen, dass die „Produktions- 

und Machtstrukturen im Agrar- und Le-

bensmittelsektor in Europa [...] in den 

vergangenen Jahren die Ausweitung des 

agro-industriellen Produktions- und Kon-

summodells in Europa und global voran-

getrieben“141 haben.  Aufgrund dieser zu-

nehmenden Marktmacht bestimmen „die 

Interessen der exportorientierten Lebens-

mittelkonzerne [...] heute die Ausrichtung 

für die GAP“142.

Ein zentrales Ziel der Ernährungs-

industrie „ist die Sicherung und Verbes-

serung der internationalen Wettbewerbs-

fähigkeit des Lebensmittelsektors“143. 

Hierfür sollen neben immer größeren Fu-

sionen, einer zunehmenden Durchdrin-

gung des Weltmarktes und der verschie-

denen regionalen und nationalen Märkte 

auch „landwirtschaftliche Rohstoffe, die 

einen großen Teil des Endprodukts aus-

machen können, zu wettbewerbsfähigen 

d. h. niedrigen Preisen verfügbar“144 sein.  

 

Der Lebensmitteleinzelhandel (LEH) ist 

besonders stark von der Marktmacht ei-

niger weniger großer Konzerne geprägt. 

Während 1999 bundesweit „noch acht 

große Lebensmittelhändler mit 70 Pro-

zent Marktanteil“145 den bundesdeut-

schen Lebensmitteleinzelhandel prägten, 

waren es 2015 „noch vier Unternehmen 

– Edeka, Rewe, Aldi und die Schwarz-

Gruppe mit Lidl und Kaufland – mit 85 

Prozent Marktanteil“146. Ein wichtiger 

Grund für diesen zunehmenden Kon-

zentrationsprozess ist, dass „in den letz-

ten dreißig Jahren [...] viele der ehemals 

bekannten Lebensmitteleinzelhändler 

[...],  von Wettbewerbern übernommen 

[wurden und] Händler wie beispielswei-

se Allkauf, Deutscher Supermarkt, Leib-

brand, Massa, Scharper, Stüssgen und 

Wertkauf“147 aus dem Markt verdrängt 

wurden. Dieser andauernde Konzentra-

tionsprozess wurde vor allem von „EDE-

KA, REWE und […] [der] Schwarz-Grup-

pe [vorangetrieben]. EDEKA hat in den 

vergangenen Jahren mit der Übernahme 

der Spar Handels AG, der Netto Marken-

Discount und dem Discountgeschäft von 

Tengelmann (Plus) Unternehmen inte-

griert, die selbst der Spitzengruppe der 

führenden Handelsunternehmen an-

gehörten. Im Jahr 2011 wurden zudem 

sechs SB-Warenhäuser, ein Fachmarkt 

und fünf Cash- & Carry-Märkte der Ratio 

Handel GmbH & Co. KG übernommen. 

Die Schwarz-Gruppe hat von METRO 

mehrere REAL-Märkte und SB-Waren-

häuser aus der WalMart-Verkaufsmas-

se übernommen. REWE übernahm von 

Konzentration im Lebensmitteleinzelhandel  

und seine Auswirkungen auf die Landwirtschaft
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der METRO alle 248 Extra-Verbraucher-

märkte sowie von EDEKA mehr als 300 

Plus-Märkte im Zusammenhang mit der 

EDEKA/Tengelmann-Fusion.“148

Im Jahr 2016 lag mit einem Markt-

anteil von 20,1 Prozent und einem Umsatz 

von 53,8 Milliarden Euro Edeka an ers-

ter Stelle, gefolgt von der Schwarz-Grup-

pe mit 14,1 Prozent Marktanteil und 37,7 

Milliarden Euro Umsatz149. An dritter Stel-

le stand die Rewe Group mit 13,3 Prozent 

Marktanteil und einem Umsatz von 35,7 

Milliarden Euro, an vierter Stelle Aldi mit 

10,6 Prozent Marktanteil und 28,3 Milli-

arden Euro Umsatz, an fünfter Stelle die 

Metro Group mit 9,8 Prozent Marktanteil 

und 26,2 Milliarden Euro Umsatz.150

Auf der Angebotsseite ist „die Er-

nährungsindustrie in Deutschland [...] he-

terogen strukturiert“151. Sie ist „trotz der 

auch hier zu beobachtenden Konzentra-

tionstendenzen in einzelnen Bereichen 

weitgehend mittelständisch geprägt“152, 

mit Ausnahme der Fleischbranche, der 

Milchwirtschaft und der Zuckerindust-

rie153. Auch ist „der deutsche Markt für 

die Herstellung von Haushalts- und Ver-

arbeitungszucker“154 oligopolistisch 

strukturiert, da die „Zuckerproduktion 

[...] im Wesentlichen von den drei Unter-

nehmen - Südzucker, Nordzucker sowie 

Pfeifer & Langen - kontrolliert“155 wird. 

In der Regel beschäftigen in der Ernäh-

rungsindustrie „mehr als 75 Prozent der 

Betriebe [...] weniger als 100 Mitarbei-

ter [und] die zehn größten Unternehmen 

erwirtschaften etwa 13 Prozent der Ge-

samtumsätze“156.

In der Ernährungsindustrie gab 

es im Jahr 2016 etwa 5.940 Betriebe mit 

580.000 Beschäftigten und einem Umsatz 

von 171 Milliarden Euro. Die Ernährungs-

industrie stellt „die drittgrößte Industrie 

Deutschlands [...] mit einer Exportquo-

te von 33 Prozent“157 dar. Dabei machen 

Fleisch und Fleischprodukte 24,3 Prozent 

vom Umsatz, Milch und Milchprodukte 

13,2 Prozent, Backwaren 9,8 Prozent, Süß-

waren 8,3 Prozent, alkoholische Geträn-

ke 7,6 Prozent und Obst und Gemüse 6,1 

Prozent vom Umsatz aus.158

Diese globale und nationale Macht-

verschiebung im Verhältnis zwischen 

Erzeuger*innen und dem weitgehend mo-

nopolisierten Lebensmitteleinzelhandel 

hat zu einer „Machtverschiebung im Ag-

rar- und Lebensmittelsektor“159 geführt, 

die „mittlerweile zu eindeutig und ihre 

Konsequenzen zu erheblich [sind], als dass 

sie ignoriert werden“160 dürfen. 

Deshalb kommt der Bericht „Wer hat die 

Macht? – Machtkonzentration und un-

lautere Handelspraktiken in landwirt-

schaftlichen Wertschöpfungsketten“ zu 

einer Reihe von Schlussfolgerungen, die 

von den NaturFreunden ausdrücklich ge-

teilt werden:

•	 „Eine massive Machtkonzentrati-

on in landwirtschaftlichen Wert-

schöpfungsketten ist nicht zufäl-

lig, sondern weit verbreitet auf vie-

len unterschiedlichen Stufen, etwa 

bei Anbietern von chemischen Be-

triebsmitteln, im Großhandel, in 

der Nahrungsmittelverarbeitung 

und im Einzelhandel.

•	 Mit dem Einfluss, den Großabneh-

mer gewonnen haben, steuern sie 

landwirtschaftliche Wertschöp-

fungsketten über vier unterschiedli-

che Formen von Kontrollstrukturen 

– vertikale Integration (Hierarchie-

modell), strukturelle Abhängig-

keitsverhältnisse (captive set-ups), 

Beziehungsnetzwerke und modula-

re Wertschöpfungsketten. Anhand 

dieser Strukturen haben Käufer die 

anderen Akteure der Kette über Zu-

lieferer bis hin zur Produktion im 

Griff, weit entfernt vom Modell ei-

nes vollständigen Wettbewerbs des 

Marktes.

•	 Der Missbrauch von Nachfrage-

•	

•	

•	

•	
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macht führt zu unlauteren Han-

delspraktiken, sowohl im Einzel-

handel als auch in Produzenten-

ländern und auf allen Ebenen der 

landwirtschaftlichen Wertschöp-

fungskette.

•	 Die Kombination aus Machtkon-

zentration in landwirtschaftlichen 

Wertschöpfungsketten und der Li-

beralisierung und Finanzialisie-

rung des Weltmarkts erhöht so-

wohl Preisdruck und Preisschwan-

kungen, als auch die Entwicklung 

zu intensiverer und stärker mecha-

nisierter Landwirtschaft. Dies wie-

derum bringt bedeutende Auswir-

kungen für Kleinbauern und Ar-

beitskräfte in vielen Branchen und 

Regionen mit sich: unsichere Le-

bensgrundlagen, Kinderarbeit, pre-

käre Anstellungsverhältnisse und 

Umweltzerstörung.

•	 Die europäische Wettbewerbspo-

litik ist nicht in der Lage, den Pro-

blemen, die aus der Machtpositi-

on der Käufer entstehen, angemes-

sen zu begegnen. Die vorhandenen 

rechtlichen Instrumente, die bei 

der Eindämmung unlauterer Han-

delspraktiken nützlich sein könn-

ten, liegen nur fragmentarisch vor. 

Bislang existiert kein kohärentes 

Instrumentarium, um der Proble-

matik der Nachfragemacht in agra-

rischen Wertschöpfungsketten an-

gemessen zu begegnen.

•	 Um dem Missbrauch von Nach-

fragemacht zu begegnen und die 

Nachhaltigkeit landwirtschaftli-

cher Wertschöpfungsketten zu ge-

währleisten, sollte die europäische 

Wettbewerbspolitik das Verbrau-

cherwohl weit über die bloße Kauf-

kraft hinaus in Betracht ziehen und 

es eng an das Wohl von Bauern und 

Arbeitskräften knüpfen.

•	 Folgende Elemente sollten Teil die-

ser Strategie sein:

- Förderung eines ausgeglicheneren 

Machtverhältnisses durch Unter-

stützung von Bauern- und Arbei-

terorganisationen;

- Verbesserung der Transparenz von 

Kostenstrukturen entlang land-

wirtschaftlicher Wertschöpfungs-

ketten;

- Erneuerung des europäischen 

Wettbewerbsrechts, so dass das 

Neutralitätsprinzip wieder wirk-

sam wird und sowohl strukturelle 

als auch verhaltensbezogene Prob-

leme berücksichtigt werden; 

- Aufbau strengerer Durchset-

zungsmechanismen und die Been-

digung unlauterer Handelsprak-

tiken;

- Förderung der Prinzipien des Fai-

ren Handels und seiner Handels-

praktiken in landwirtschaftlichen 

Wertschöpfungsketten.“161

Diese Konzentration im Lebens-

mitteleinzelhandel hat dazu geführt, 

dass „die meisten Lebensmittelherstel-

ler, auch Fleisch- und Milchproduzen-

ten [...], auf den Absatz über die großen 

Handelskonzerne angewiesen [sind] und 

kaum Ausweichmöglichkeiten [haben]“162, 

da „kurz- bis mittelfristig) weder Export, 

Spezialanbieter noch andere alternative 

Absatzwege einen verlorenen Kunden er-

setzen können“163. „Lebensmitteleinzel-

handel ist ein „Flaschenhals“ für den Ab-

satz der Hersteller von sog. „fast moving 

consumer goods“, da die Produzenten für 

den Absatz ihrer Produkte an die End-

kunden auf den Lebensmitteleinzelhan-

del angewiesen sind.“164

Dieser Marktmacht der vier gro-

ßen Handelsunternehmen stehen auf 

„der anderen Seite mehr als 6.000 ver-

schiedene Hersteller“165 gegenüber. Die-

se zunehmende Konzentration im Le-

bensmitteleinzelhandel führt dazu, dass 

„aufgrund der Interdependenz zwischen 

Absatzmarkt und Beschaffungsmärkten 

[…] marktstarke Handelsunternehmen 
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sehr oft gleichzeitig Angebotsmacht ge-

genüber Mitbewerbern und Konsumen-

ten und Nachfragemacht gegenüber den 

Produzenten [ausüben]“166. Dies hat da-

zu geführt, dass sich die Verhandlungs-

position der Ernährungsindustrie deut-

lich verschlechtert hat und die großen 

Einzelhandelskonzerne immer mehr die 

Einkaufspreise diktieren können. Diesen 

Preisdruck geben die Lebensmittelverar-

beiter *innen weitestgehend an die land-

wirtschaftlichen Betriebe weiter, was zu 

einem ruinösen Wettbewerb führt.

Auch der Agrarexport wird in vie-

len Staaten des globalen Nordens von 

immer weniger großen Konzernen be-

stimmt. So machen in den USA die fünf 

größten Lebensmittelkonzerne mehr als 

57 Prozent des gesamten Agrarexports der 

USA unter sich aus, in Deutschland sind 

es mehr als 44 Prozent, in China über 

50 Prozent und in Frankreich 48,7 Pro-

zent. Alle Behauptungen des BMEL, dass 

der Agrarexport den kleinen und mittle-

ren Unternehmen nutzen würde, werden 

durch diese Zahlen widerlegt. Die bisheri-

ge Agrarexportförderung des BMEL nutzt 

vor allem den großen Konzernen, die mit 

diesen Exporten ihre Marktmacht weiter 

ausbauen können.

Die heutige Wirtschaftsweise 

mit der „unsichtbaren Hand des globa-

lisierten Marktes zerstört nicht nur die 

menschlichen Gesellschaften [, sondern] 

ermordet auch die Natur“167. Die Fol-

gen sind eine  „Verwüstung der Urwälder 

[...] durch eine Überausbeutung von den 

transnationalen holzverarbeitenden Ge-

sellschaften“168 und die „jährliche Zerstö-

rung Zehntausende[r] von Hektar Urwald 

[durch] riesige agrarindustrielle Konglo-

merate“169. Die heutige weltweite Globa-

lisierung von Agrargütern „führt zu einer 

großräumigen Zerstörung von Ökosyste-

men , vor allem durch das Abholzen und 

Abbrennen tropischer Regenwälder, dem 

großflächige[n] Verlust von landwirt-

schaftlichen Nutzflächen durch Boden-

erosion, Versteppung, Verwüstung und 

Versalzung [und einer] Vergiftung von 

Oberflächengewässern“170. So sind „Land-

wirtschaft und Lebensmittelverarbeitung 

[...] für über 70 Prozent des weltweiten 

Wasserverbrauchs verantwortlich [und] 

Quelle: UN Comtrade, eigene Berechnungen, aus: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

(BMEL), Landwirtschaft verstehen, Fakten und Hintergründe, a. a. O., S. 16
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verursachen außerdem über 30 Prozent 

der globalen CO2-Emissionen“171. 

Gleichzeitig werden die Exis-

tenzbedingungen für Kleinbäuer*innen 

zunehmend erschwert. Immer mehr 

Kleinbäuer*innen werden durch die Fol-

gen des Klimawandels, durch Vertreibung 

von ihren angestammten Feldern oder 

durch die hochsubventionierte Landwirt-

schaft der Staaten des globalen Nordens 

in die Armut oder zum Aufgeben gezwun-

gen. Die dramatische Situation von im-

mer mehr Kleinbäuer*innen im globalen 

Süden wirkt sich negativ auf die Umwelt 

aus. Sie zerstören „auf der verzweifelten 

Suche nach Einkommensquellen [... ] [die] 

natürlichen Wälder, um neue Ländereien 

zu erschließen [und tendieren] zu einem 

höheren Einsatz chemischer Düngemittel 

und Pestizide“172. „Weitere schwerwiegen-

de Umweltbelastungen in Verbindung mit 

modernen landwirtschaftlichen Wert-

schöpfungsketten sind Lebensmittelver-

luste und -abfälle entlang der gesamten 

Kette, von der Primärproduktion bis zum 

Privatkonsum.“173

Der „entscheidende Motor der globalen 

gesellschaftlichen Umschichtungen [ist] 

[...] die Vertreibung der kleinbäuerlichen 

Familien von ihrem Land, die inzwischen 

die gesamte kapitalistische Peripherie er-

fasst hat“175. Dies führte dazu, dass „das 

Agrobusiness und die durch GATT176 so-

wie später die World Trade Organisati-

on (WTO) erzwungene partielle Markt-

öffnung für die Dumpingkonkurrenz der 

Agrarprodukte des Nordens [...] in den 

vergangenen zwei Jahrzehnten mehrere 

hundert Millionen Kleinbauern des Tri-

kont177 vom Land vertrieben“178 haben. 

Diese These hat bereits 1913 Rosa Luxem-

burg in ihrem Werk „Akkumulation des 

Kapitals“ vorgetragen. Sie ging davon aus, 

dass „die Akkumulation des industriel-

len Kapitals in den Zentren entscheidend 

von kolonialen Eroberungen in anderen 

Teilen der Welt abhing“179 , und dass es 

deswegen in einer Situation „wirtschaft-

licher Stagnation und verschärfter Kon-

kurrenz [...] zu einer Verschärfung inter-

nationaler Konflikte und Klassenkämp-

fe“180 kommen werde. 

Dazu Rosa Luxemburg in ihrem 

Werk „Die Akkumulation des 

Kapitals“:

„Die Monopolisierung der nichtkapita-

listischen Expansionsgebiete im Innern 

der alten kapitalistischen Staaten wie 

draußen in den überseeischen Ländern 

wurde zur Losung des Kapitals, wäh-

rend der Freihandel, die Politik der ‘of-

fenen Tür’ zur spezifischen Form der 

Schutzlosigkeit nichtkapitalistischer 

Länder gegenüber dem internationalen 

Kapital und des Gleichgewichts dieses 

konkurrierenden Kapitals geworden ist, 

zum Vorstadium ihrer partiellen oder 

gänzlichen Okkupation als Kolonien 

oder Interessensphären. [...] Die ande-

re Seite der Kapitalakkumulation voll-

zieht sich zwischen dem Kapital und 

nichtkapitalistischen Produktionsfor-

men. Ihr Schauplatz ist die Weltbühne. 

Hier herrschen als Methoden Kolonial-

politik, internationales Anleihesystem, 

Politik der Interessensphären, Kriege. 

Hier treten ganz unverhüllt und offen 

Gewalt, Betrug, Bedrückung, Plünde-

rung zutage, und es kostet Mühe, un-

Landgrabbing bekämpfen –  

Kleinbäuer*innen schützen174
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ter diesem Wust der politischen Ge-

waltakte und Kraftproben die strengen 

Gesetze des ökonomischen Prozesses 

aufzufinden. [...] Die bürgerlich-libe-

rale Theorie fasst nur die eine Seite: 

die Domäne des ‘friedlichen Wettbe-

werbs’, der technischen Wunderwer-

ke und des reinen Warenhandels, ins 

Auge, um die andere Seite, das Gebiet 

der geräuschvollen Gewaltstreiche des 

Kapitals, als mehr oder minder zufäl-

lige Äußerungen der ‘auswärtigen Po-

litik’ von der ökonomischen Domäne 

des Kapitals zu trennen.“181 

Diese theoretisch herausgearbeite-

ten Entwicklungen im international agie-

renden Kapitalismus zeigen sich heute 

auch im Umgang mit dem Kauf und der 

Pacht großer Landflächen in den Staaten 

des globalen Südens. Land hat sich heu-

te zu einem begehrten Spekulations- und 

Investitionsobjekt entwickelt. „Großin-

vestitionen von über 1000 Hektar“182 sind 

dabei zwischenzeitlich für die interna-

tionalen Investoren normal geworden. 

Kritiker*innen dieser Entwicklung gehen 

davon aus, dass seit 2007 zwischen „43 bis 

zu 200 Millionen Hektar Land [...] an aus-

ländische Regierungen, an Finanzakteu-

re, Konzerne und Privatpersonen verkauft 

oder verpachtet“183 wurde. Die Menschen-

rechtsorganisation FIAN beziffert die Flä-

che auf „etwa 50 Millionen bis 220 Mil-

lionen Hektar Land“184 und weist darauf 

hin, dass es in der „gesamten EU etwa 180 

Millionen Hektar Ackerland“ gibt. Es ist 

auffallend, „dass ein erheblicher Teil die-

ser Investitionen transnational getätigt“185 

wird. Von dieser Fläche lägen „schätzungs-

weise zwei Drittel in Subsahara-Afrika“186. 

So sind allein in Afrika „seit 2006 mehr als 

zehn Millionen Hektar Land [...] gekauft 

oder gepachtet“ worden. „Insgesamt sind 

in der Land-Matrix-Datenbank mehr als 

1.000 großflächige Investitionen er fasst, 

die Spannbreite reicht von 200 Hektar bis 

über 200.000 Hektar. Zum Vergleich: Ein 

deutscher Bauernhof ist durchschnittlich 

knapp 60 Hektar groß, ein afrikanischer 

ein bis zwei Hektar.“187 Auf den erworbe-

nen Großplantagen werden „häufig Palm-

öl oder Zuckerrohr an gebaut, meist für 

den Export“188. In den Staaten der EU wird 

Palmöl dann als „Rohstoff für die Ernäh-

rungs- und Kosmetikindustrie, Zuckerrohr 

für so genannte Biokraftstoffe“ 189 einge-

setzt.

Diese Entwicklung ist für die Staa-

ten Afrikas südlich der Sahara katastro-

phal. In der Region ist „Landwirtschaft 

[...] die vorherrschende Art der Landnut-

zung“190 und „mehr als 60 % der Bevölke-

rung in Afrika südlich der Sahara hängen 

für ihren Lebensunterhalt von der Land-

wirtschaft ab“191. Dabei spielen die Frau-

en „eine ganz zentrale Rolle in der land-

wirtschaftlichen Erzeugung“192, da sie „80 

% der Volksnahrungsmittel [...] pflanzen 

und ernten“193. Mit dem zunehmenden 

Landraub werden deshalb vor allem auch 

Frauen um ihren einzigen Lebensunter-

halt gebracht und die Ernährung der Fa-

milien gefährdet.

Beispiele für Landgrabbing: 

FIAN zeigt als ein Beispiel die Vertrei-

bungen im August 2001 auf, als „die ugan-

dische Armee die BewohnerInnen [sic] 

von vier Dörfern im Bezirk Mubende 

[vertrieb], nachdem die ugandische Inves-

titionsbehörde (UIA) das Land der Fir-

ma Kaweri Coffee Plantation Ltd. für 

den Aufbau der ersten Kaffeeplantage in 

Uganda verpachtet hatte. Kaweri ist ein 

hundertprozentiges Tochterunternehmen 

der Hamburger Neumann Kaffee Grup-

pe. Die rund 4.000 Vertriebenen verloren 

ihren gesamten Besitz, einige starben an 

den Folgen der Vertreibung.“194

Ein weiteres Beispiel sind die 

„haarsträubenden Bedingungen, mit de-

nen [...] der Palmölkonzern Feronia-PHC, 

der unter anderem von der Deutschen In-

vestitions- und Entwicklungsgesellschaft 
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(DEG) finanziert wird, [versucht,] die 

Landnutzung für Plantagen in der Demo-

kratischen Republik Kongo zu legitimie-

ren“195. Von diesem Fall sind „über 100.000 

Hektar an Land innerhalb sowie unmit-

telbar angrenzend an die PHC-Konzes-

sionen“196 betroffen. „Feronia-PHC, ein 

Tochterunternehmen des kanadischen 

Konzerns Feronia, will mit neuen Doku-

menten die Zustimmung von Gemeinde-

vertretern für die Nutzung von Land am 

Standort Lokutu nachweisen“197. Nach 

Informationen von FIAN und urgewald 

sind das „Landnutzungs-Dokumente, zu 

deren Zustimmung Gemeindevertreter 

gedrängt wurden“198.

Der nigerianische Staat „muss un-

gefähr 20 Prozent seines Getreidebedarfs 

impor tieren, das sind 250.000 bis 300.000 

Tonnen pro Jahr“199. Trotzdem versucht 

ein Großinvestor, „große Gebiete entlang 

des Tschad-Sees, die mit Ackerbau, Vieh-

zucht und Fischerei eine wichtige Grund-

lage für die Ernährung der Bevölkerung 

bilden“200, zu pachten, um damit „lu krative 

Märkte in Westafrika“201 zu versorgen.

Die zunehmenden Investitionen in 

Land „werden angetrieben von der welt-

weit steigenden Nachfrage nach Nah-

rungs- und Futtermitteln, nachwachsen-

den Energieträgern, fossilen und minera-

lischen Rohstoffen sowie nach Wasser“202.  

Ein wichtiger Grund für diese Entwick-

lung ist die Industrialisierung der Agrar-

wirtschaft in den Staaten des globalen 

Nordens. Diese Entwicklung wird auch 

von Seiten des BMEL nicht bestritten.  

 

In der Analyse zum Agrarexport wird vom 

BMEL ausgeführt: 

»„Die Europäische Union führt u. a. 

zum Zweck der Tierernährung und zur 

Herstellung vieler agrarischer Export-

produkte agrarische Rohstoffe ein. 

Hierdurch entstehen in hohem Ma-

ße ‚virtuelle Flächenimporte‘, die für 

das Jahr 2010 allein im Falle der Tie-

rernährung einer Fläche von 6,4 Mil-

lionen Hektar in Deutschland ent-

sprachen. Für die EU-28 wurden im 

Zeitraum 2008 – 2011 rund 15 Millio-

nen Hektar ‚virtuelle Flächenimpor-

te‘ berechnet.  50 Prozent der ‚virtu-

ellen Flächenimporte‘ der EU stehen 

mit der Produktion von Soja in Zu-

sammenhang, das aufgrund gerin-

ger Handelshemmnisse und kom-

parativer Standortvorteile vor allem 

in Nord- und Südamerika angebaut 

wird. [...] Sojaschrot hat für die Er-

zeugung von Eiweißfuttermitteln auf-

grund seiner relativ hochwertigen 

Proteinzusammensetzung eine hohe 

Bedeutung. Etwa 27 Prozent des Be-

darfes an Rohprotein für die deutsche 

Nutztierhaltung wird derzeit durch 

Soja (Bohnen und Schrot) gedeckt, 

wovon mehr als 75 Prozent importiert 

werden.“203 

Viele Agrarexpert*innen gehen da-

von aus, dass der Anteil der „virtuellen Flä-

chenimporte“ in die Staaten der EU noch 

wesentlich höher ist. Alleine um den eu-

ropäischen Soja-Bedarf zu decken, werden 

„umgerechnet 16 Millionen Hektar Land 

benötigt“204. Aufgrund der fleischprodu-

zierenden Agrarindustrie werden „in Eu-

ropa fast die Hälfte der Weizenernte ver-

füttert“205.  Weltweit wandern „mehr als 

40 Prozent der Getreideernte an Weizen, 

Roggen, Hafer und Mais in die Tröge von 

Masttieren“206. Durch die industrialisierte 

Landwirtschaft der EU sind zwischenzeit-

lich mehr als 30 Millionen Hektar Land 

außerhalb der EU notwendig, um die in-

dustrialisierte Fleischproduktion in den 

Agrarfabriken der EU weiter am Laufen zu 

halten. Während riesige Mengen an Fut-

termittel für die Schweine- und Rinder-

mastbetriebe in die Staaten der EU expor-

tiert werden, die wertvolle Landflächen 

beanspruchen, müssen weltweit mehr als 

900 Millionen Menschen hungern. Von 
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den Hungernden leben über 80 Prozent 

in ländlichen Regionen, jeder zweite hun-

gernde Mensch ist oder war Kleinbäuer*in. 

Agrarland in den Ländern des globa-

len Südens ist zu einem hochprofitablen 

Spekulationsobjekt geworden. „Transnati-

onale Energie- und Nahrungsmittelunter-

nehmen investieren zunehmend im vorge-

lagerten Produktionsbereich mit dem Ziel 

der Rohstoffsicherung. Private Großinves-

toren sichern sich Land, insbesondere für 

die Produktion und den Export von Agrot-

reibstoffen. Staatliche und para-staatliche 

Investoren (z. B. arabische Staaten, China, 

Japan) versuchen durch die Sicherung von 

Agrarflächen im Ausland (‚offshore far-

ming’) den eigenen Nahrungsmittel- und 

Energiebedarf von den Weltmärkten abzu-

koppeln. Eine zentrale, durchaus treibende 

Rolle spielt schließlich der Finanzsektor 

(v. a. Banken und Fonds aus den USA und 

der EU) auf der Suche nach neuen und in-

flationssicheren Anlagen.“207  

 

Zu diesem Themenkomplex hat der Kon-

gress der NaturFreunde Internationale 

(NFI) 2011 beschlossen:

»„Zudem sind die afrikanischen Länder 

mit einer neokolonialen Landnahme 

konfrontiert. Staaten und Privatin-

vestoren kaufen vermehrt Land in 

Afrika, um sich Boden- und Wasser-

ressourcen für die Zukunft zu sichern 

(Land-Grabbing). In den letzten zwei 

Jahren wurden nach einer Studie der 

UNO allein in Afrika 20 Mio. Hektar 

verpachtet oder verkauft, was einem 

Wert von 22 Mrd. Euro entspricht. 

China geht es dabei um Ernährung, 

Saudi-Arabien um Wasserrechte, den 

USA und Westeuropa geht es um 

Pflanzen zur Energiegewinnung. Es 

ist daher nicht verwunderlich, dass 

es Hungerkatastrophen in manchen 

afrikanischen Ländern gibt, während 

gleichzeitig Nahrungsmittel für den 

Export angebaut werden.“208

¬ Die NaturFreunde Deutschlands 

setzen sich gemeinsam mit ihren 

Partnerorganisationen aus Afrika 

für einen wirkungsvollen Schutz 

der bisherigen Landnutzer*innen in 

den Ländern des globalen Südens 

ein. Gemeinsam fordern sie ein Ver-

bot der großflächigen Landnahme 

durch international agierende Groß-

investoren. Um den zunehmenden 

Landraub in den Staaten Afrikas zu 

verhindern, fordern die NaturFreun-

de die Durchsetzung einer gerech-

teren Weltwirtschaftsordnung und 

ein Ende der umweltzerstörenden 

Agrarindustrie in den Staaten des 

globalen Nordens. Als ersten Schritt 

dürfen solche Großinvestoren keine 

öffentlichen Kredite, Bürgschaften 

oder andere öffentliche Förderun-

gen für den großflächigen Landkauf 

oder die langfristige Landpacht 

mehr erhalten.

Gemeinsam mit ihren Partnerorganisati-

onen in Afrika fordern die NaturFreunde 

Deutschlands: 

•	 „ein Verbot der Spekulation mit 

Agrarland und Nahrung;

•	 den Schutz der bisherigen Land-

nutzer in den Ländern des globalen 

Südens vor der großflächigen Land-

nahme;

•	 keine öffentlichen Kredite, Bürg-

schaften oder andere öffentliche 

Förderungen für den großflächi-

gen Landkauf oder die langfristige 

Landpacht;

•	 den weltweiten Klimaschutz gerech-

ter und solidarischer zu finanzieren;

•	 die Anerkennung von Klimaflücht-

lingen und ein Recht auf Asyl für 

diese.“209
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Aktuell verhandelt die EU über mehr 

als 20 Freihandelsabkommen mit unter-

schiedlichen Staaten oder Staatengrup-

pen. Laufende, aber zum Teil ausgesetz-

te Verhandlungen gibt es mit den USA, 

ASEAN (Philippinen, Indonesien, Thai-

land, Malaysia), Mercosur (Brasilien, Ar-

gentinien, Paraguay, Uruguay), Indien 

und Japan.211 Eine Weiterentwicklung 

und Vertiefung bestehender Abkommen 

soll mit den Mittelmeeranrainern (Ma-

rokko, Tunesien, Ägypten, Jordanien), 

Südafrika und Mexiko vorangebracht 

werden.212 Für die nähere Zukunft sind 

Verhandlungen mit den ASEAN-Staa-

ten, Bolivien (möglicher Beitritt zum EU-

Andengemeinschaftsabkommen), Chi-

le (Modernisierung des Assoziationsab-

kommens), Australien und Neuseeland 

vorgesehen.213 Das BMEL betont dabei, 

dass solche Freihandelsabkommen für 

die deutsche Agrar- und Ernährungs-

wirtschaft wichtig seien. Am Beispiel des 

Handels mit Südkorea zeige sich, dass 

„insbesondere der Export von Fleisch 

überdurchschnittlich vom Freihandelsab-

kommen profitieren [konnte]. Der Export 

von Schweine- und Geflügelfleisch stieg 

von nur 35.000 USD im Jahre 2010 auf 

217,8 Millionen USD im Jahre 2014.“214 

 

Weiter das BMEL: 

»„Deutschland ist weltweit Nummer 

3 der Agrarimporteure und insgesamt 

ein Nettoimporteur von Agrarproduk-

ten. So verzeichnete Deutschland im 

Durchschnitt der Jahre 2013 – 2015 

auch im Handel mit den afrikani-

schen Ländern einen Einfuhrüber-

schuss von 761 Millionen Euro. Im 

Handel mit den LDCs betrug der 

Einfuhrüberschuss im Durchschnitt 

der Jahre 2013 – 2015 311 Millionen 

Euro, im Handel mit allen Entwick-

lungsländern 11,3 Milliarden Euro. 

Nach vorläufigen Zahlen für 2016 lag 

der Einfuhrüberschuss im Handel mit 

den Ländern Afrikas bei 1,55 Milliar-

den Euro, im Handel mit den LDCs 

bei 443 Millionen Euro und im Handel 

mit allen Entwicklungsländern bei 

11,6 Milliarden Euro. Diese Zahlen be-

legen die Bedeutung des deutschen 

Marktes für afrikanische Länder als 

Absatzgebiet für ihre Produkte und 

die für diese Länder positive Han-

delsbilanz bei Agrarprodukten mit 

Deutschland. Vom Handel profitieren 

damit beide Seiten.“215

Die NaturFreunde kritisieren die-

se politisch falsche Ausrichtung der Frei-

handelspolitik der Bundesregierung.216 Im 

Koalitionsvertrag haben sich CDU/CSU 

und SPD ausdrücklich positiv auf Frei-

handelsabkommen und den Abschluss des 

Freihandelsabkommens EU-Kanada (CE-

TA) bezogen.  

 

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU 

und SPD wurde dazu festgelegt:

»„Wir wollen freien und fairen Han-

del in der Welt. Es gilt, in Zeiten 

der Globalisierung als Europäische 

Union stärker und einheitlicher in 

der Handelspolitik aufzutreten. [...] 

Protektionismus lehnen wir ab und 

setzen vorrangig auf multilaterale 

Vereinbarungen. Wir sind fest davon 

überzeugt, dass neben den Verhand-

lungen auf multilateraler Ebene bila-

teralen und plurilateralen Abkommen 

eine entscheidende Bedeutung für 

eine aktive Gestaltung der Globali-

sierung zukommt. Im europäisch-ka-

nadischen Handelsabkommen CETA 

sind zukunftsweisende Regelungen 

Freihandelsabkommen verhindern –  

Gerechte Weltwirtschaft durchsetzen210
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für den Schutz von Umwelt und 

Gesundheit, Arbeitnehmerrechten, 

öffentlicher Daseinsvorsorge und für 

einen fortschrittlichen Investitions-

schutz vereinbart worden. Dies muss 

auch für künftige Handelsabkommen 

gelten. Wir wollen in Deutschland 

die Voraussetzungen dafür schaffen, 

dass das CETA-Abkommen umfas-

send in Kraft treten kann. Wir wollen 

umfassende, moderne bilaterale 

Freihandelsabkommen mit Dritt-

staaten, insbesondere im asiatisch-

pazifischen Raum und Lateiname-

rika abschließen und unterstützen 

gleichzeitig das Ziel einer weiteren 

Vertiefung der transatlantischen 

Wirtschaftsbeziehungen. 

Wir wollen das Außenwirtschaftsför-

derinstrumentarium, insbesondere 

in Bezug auf neue Märkte und mit 

dem Schwerpunkt Afrika, weiterent-

wickeln. Wir nehmen bewusst die 

Zukunftsthemen des afrikanischen 

Kontinents in den Fokus – Digitali-

sierung, Innovation und Ausbildung 

– und setzen zu diesem Zwecke das 

Eckpunktepapier zur wirtschaftlichen 

Entwicklung Afrikas um, u. a. durch 

die Stärkung privater Investitionen, 

Hermes-Bürgschaften und innova-

tiver Finanzierungsinstrumente. Das 

Netzwerk der Deutschen Auslands-

handelskammern ist ein wichtiger 

Pfeiler unserer Außenwirtschaftspo-

litik, das wir weiter stärken und aus-

bauen wollen.“217

Bei den Freihandelsabkommen 

mit den afrikanischen und südamerika-

nischen Staaten geht es der EU-Kommis-

sion und den Regierungen der EU-Mit-

gliedstaaten jedoch um wesentlich mehr. 

Für die transnationalen Konzerne aus 

dem globalen Norden ist Afrika vor al-

lem ein Absatzmarkt für ihre Produkte 

und ein billiger Lieferant für Rohstoffe. 

Die bundesdeutschen Unternehmen set-

zen dabei auf eine „größer werdende af-

rikanische Mittelschicht [...,] deren Pro-

Kopf-Einkommen zwar nicht mit dem der 

Europäer vergleichbar ist, dennoch eine 

zunehmend starke Kaufkraft darstellt“218. 

Die Strategen des Bundesverbands der 

Deutschen Industrie (BDI) gehen davon 

aus, dass „bis zu 300 Millionen Menschen 

in Subsahara-Afrika dieser Mittelschicht“ 

angehören könnten und damit Märkte 

für Konsumwaren wie Autos, Gebrauchs-

güter und Lebensmittel aus Deutschland 

und den Staaten der EU darstellen könn-

ten. 

Alle Forderungen aus afrikanischen 

Staaten nach einem gerechten Welthan-

del werden von den Konzernen und der 

herrschenden Politik in den Staaten des 

globalen Nordens zurückgewiesen. Viel-

mehr erhöhen diese Staaten den Druck 

auf die Regierungen Afrikas, um noch 

mehr Freihandel und noch mehr Mög-

lichkeiten für ungehinderte Investitio-

nen zum Wohle der Konzernzentralen 

in den Metropolen des globalen Nordens 

durchzusetzen. Bereits im Jahr 2002 be-

gann die EU Verhandlungen mit „fünf re-

gionalen Gruppen afrikanischer Staaten 

über sogenannte Economic Partnership 

Agreements, also Wirtschaftspartner-

schaftsabkommen. Ziel dieser Freihan-

delsabkommen ist eine fast vollständige 

gegenseitige Marktöffnung“219. Mit die-

sen Abkommen sollen die afrikanischen 

Staaten „im Tausch von 15 Jahren zoll-

freien Zugang zum EU-Markt schrittwei-

se ihre Märkte bis zu 83 Prozent für euro-

päische Produkte öffnen“220. Diese Mark-

töffnung wird sich nur zugunsten der 

Interessen der transnationalen Konzer-

ne aus dem globalen Norden auswirken 

und noch mehr kleine und mittelstän-

dische Betriebe und vor allem auch die 

Kleinbäuer*innen in den Staaten Subsa-

hara-Afrikas in den Ruin treiben. 
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Seit dem Jahr 2004 versucht die EU-Kom-

mission die afrikanischen Staaten dazu zu 

bringen, sogenannte Wirtschaftspartner-

schaftsabkommen abzuschließen. Diese 

Abkommen sind in der Realität nichts an-

deres als Freihandelsabkommen. Ihr Ziel 

ist, die Märkte Afrikas für Importe aus 

den EU-Mitgliedstaaten noch weiter zu 

öffnen und gleichzeitig den transnationa-

len Unternehmen aus der EU den Zugang 

zu Rohstoffen und Energievorräten in Af-

rika zu sichern. Damit sollen die Öl- und 

Gasvorkommen Afrikas für die europäi-

schen Energieunternehmen noch besser 

erschlossen, der Holzhandel noch weiter 

angeheizt und die mineralischen Erze für 

die Interessen der EU-Konzerne gesichert 

werden. 

Offiziell behauptet die EU-Kom-

mission, dass die EPAs das Ziel hätten, 

Forderungen der Welthandelsorganisati-

on (WTO) umzusetzen und entsprechend 

zu implementieren. Dies hat jedoch mit 

den ausgehandelten EPAs wenig zu tun. 

Die bisher implementierten EPAs gehen 

weit über die geforderten WTO-Regelun-

gen hinaus.  

Durch die EPAs sollen Investitio-

nen von EU-Konzernen in Afrika erleich-

tert werden und noch mehr abgesichert 

werden. Landgrabbing, die Öffnung von 

gewinnbringenden öffentlichen Aufträ-

gen für die Unternehmen aus den EU-

Staaten, bessere Bedingungen für den Ab-

bau von Rohstoffen und die noch bessere 

Absicherung der Steigerung von Massen-

tourismus durch die internationalen Tou-

rismusunternehmen werden die Folge 

sein.  

In der Vergangenheit konnten sol-

che Forderungen aufgrund des Widerstan-

des der afrikanischen Staaten nicht durch-

gesetzt werden. Alle Verhandlungen im 

Rahmen der WTO scheiterten, da die afri-

kanischen Regierungen eine solche Preis-

gabe ihrer Märkte für die Interessen der 

transnationalen Konzerne aus dem globa-

len Norden ablehnten. Sie wiesen immer 

wieder darauf hin, dass eine solche Politik 

zur Zerstörung heimischer Märkte füh-

ren werde und die dortigen Unternehmen 

keine Chance hätten, mit den hochtechni-

sierten und hochproduktiven Unterneh-

men aus der EU zu konkurrieren. Die lo-

kalen Märkte würden zusammenbrechen 

und durch Produkte aus den Staaten des 

globalen Nordens überschwemmt. Schon 

heute sorgen die hochsubventionierten 

landwirtschaftlichen Produkte aus der EU 

dafür, dass die kleinbäuerliche Landwirt-

schaft in Afrika zerstört wird und Milli-

onen von Kleinbäuer*innen ihre Lebens-

grundlage verlieren. Deshalb werde eine 

solche Politik zu einer weiteren Zerstö-

rung bestehender Strukturen und einer 

Verhinderung einer eigenständigen öko-

nomischen Entwicklung in den Staaten 

Afrikas führen. 

Nachdem die Forderungen der EU-

Staaten innerhalb der WTO nicht durch-

gesetzt werden konnten, versucht die EU-

Kommission nun, diese Vereinbarungen 

bilateral über EPAs auf den Weg zu brin-

gen.  

 

Die NFI hat zu Freihandelsabkommen 

festgestellt:

»„Bei den Auseinandersetzungen um 

die Freihandelsabkommen geht es 

um eine grundlegende Weichenstel-

Economic Partnership Agreement:   

EPA (Wirtschaftspartnerschaftsabkommen) –  

Das TTIP für Afrika
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lung: Wird sich die Politik weiter in 

den Dienst einer Machtpolitik zu-

gunsten transnationaler Wirtschafts-

interessen stellen oder sich der 

Nachhaltigkeit verpflichten und die 

Globalisierung sozial und ökologisch 

gestalten?“221

Genau wie die NaturFreunde kri-

tisieren andere Organisationen wie das 

katholische Hilfswerk Misereor und das 

globalisierungskritische Netzwerk Attac 

die schon abgeschlossenen und geplan-

ten Wirtschaftspartnerschaften der Eu-

ropäischen Union mit Staaten und Staa-

tengruppen in Afrika. Pirmin Spiegel von 

Misereor führt dazu aus, dass den „afrika-

nischen Ländern politische Maßnahmen 

auferlegt [werden], die vor allem im Inte-

resse der EU-Staaten sind und nicht dazu 

beitragen, den Kontinent aus der sozialen 

und ökonomischen Krise und aus der Ab-

hängigkeit herauszuführen“.222 Er erklärte 

weiter, dass „die bestehenden Wirtschafts-

abkommen zur Zerstörung lokaler Märkte 

[führen], weil EU-Importe wie Milchpul-

ver, Tomatenpaste, Geflügel dort die Pro-

dukte von Kleinbauernfamilien verdräng-

ten“.223 „Brot für die Welt“ kritisiert, dass 

„Länder wie Ghana, Cote d´Ivoire und Ka-

merun [...] von der EU alternativlos zu so-

genannten Übergangsabkommen gedrängt 

[wurden]. Die vertraglichen Bestimmun-

gen zwingen die Länder, im Gegenzug zum 

Marktzugang zur EU ihre Märkte nahezu 

ganz für EU-Produkte zu öffnen und auf 

Zolleinnahmen zu verzichten“224.  

 

Der Bundesvorsitzende der NaturFreunde 

Deutschlands, Michael Müller, führte in 

seiner Rede bei der „G20-Protestwelle“ in 

Hamburg aus:

»„Neoliberale Politik und grenzenloser 

Freihandel sind eine hemmungslo-

se Party auf Kosten der Armen, der 

Natur und der Zukunft. Auch die EU-

Staaten üben alltäglich eine Gewalt 

aus, die unseren Planeten unbewohn-

bar macht. [...] Noch immer wird das 

weitaus meiste Kapital in die Finanz-

spekulation oder in protzige Verwal-

tungszentren und Konsumtempel ge-

steckt, aber nicht in das Gemeinwohl, 

in Maßnahmen gegen die Armut und 

die heraufziehenden großen Ernäh-

rungs- und Energiekrisen. Die Politik 

hat nicht die Kompetenz, Frieden zu 

stiften.“225

Eine solche Freihandelspolitik wird 

dazu führen, dass „die Konflikte zwischen 

den Ländern“226 zunehmen werden und 

„die regionale Integration der fünf afri-

kanischen Wirtschaftsgemeinschaften“227 

vor dem Ende stehen wird. Die Bundes-

regierung nimmt mit ihrer fatalen Frei-

handelspolitik bewusst in Kauf, dass ei-

ne Entwicklung vieler afrikanischer Staa-

ten gehemmt oder sogar verhindert wird. 

Ein Hoffnungszeichen ist jedoch, dass 

sich viele afrikanische Staaten gegen die-

se Freihandelsabkommen wehren. So sind 

alle Ankündigungen der EU-Kommission, 

dass sie bereits im November 2017 „fünf 

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen [...] 

mit fünf afrikanischen EPA-Regionen 

längst schon in der Implementierungs-

phase haben“228 werde, zum Glück bisher 

nicht eingetreten. Seit einiger Zeit jedoch 

erhöht die EU-Kommission den Druck 

auf die afrikanischen Staaten. Die EU-

Kommission zwingt sie zum Abschluss 

von bilateralen Abkommen mit der EU. 

Aktuell ist dadurch die Situation entstan-

den, dass ökonomisch schwache Staaten 

wie Ghana oder Botswana durch die Ver-

handlungsdelegationen der EU-Kommis-

sion bearbeitet werden, bis sie ihren Wi-

derstand gegen bilaterale Wirtschafts-

partnerschaftsabkommen aufgeben und 

diese dann unterzeichnen. 

Damit soll der Widerstand gegen 

die Freihandelsabkommen gebrochen 

werden. Die EU-Strategie des Herausbre-
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chens einzelner afrikanischer Länder aus 

den ablehnenden Staaten hat das Ziel, die 

Zusammenarbeit innerhalb Afrikas zu er-

schweren. Durch den Abschluss von Frei-

handelsabkommen mit einzelnen Staaten 

aus Afrika, werden alle Versuche afrikani-

scher Länder, eigenständige Zusammenar-

beitsabkommen für einen intraregionalen 

Handel zwischen den Nachbarstaaten ab-

zuschließen, eingeschränkt und damit ei-

ne eigenständige Entwicklung der Regio-

nen behindert und bewusst torpediert.  

Durch massiven Druck ist es der 

EU gelungen, seit 2009 eine Reihe von 

EPAs durchzusetzen und in folgenden 

Staaten zu implementieren: Elfenbein-

küste, Ghana, Zentralafrikanische Repu-

blik, Kamerun, Mauritius, Madagaskar, 

Seychellen, Simbabwe, Botswana, Leso-

tho, Namibia, Süd-Afrika, Swasiland und 

Südafrikanische Entwicklungsgemein-

schaft (SADC)229 Aufgrund der realen 

Machtverhältnisse ist deshalb zu erwar-

ten, dass der Widerstand der einzelnen 

Länder in Afrika mittelfristig gebrochen 

wird, da sie den ökonomischen und politi-

schen Druck durch die EU-Staaten nicht 

langfristig bestehen können. Nur wenn es 

gelingt, in den Hauptstaaten der EU, al-

len voran Deutschland und Frankreich, 

den politischen Druck gegen die Freihan-

delsabkommen zu erhöhen, haben die Re-

gierungen und NGOs aus den Staaten des 

globalen Südens eine Chance, ihre Ver-

handlungspositionen gegenüber den Re-

gierungen der Staaten des globalen Nor-

dens zu verbessern. 

 

Auf dem Bundeskongress der NaturFreun-

de Deutschlands 2017 wurde zum Thema 

Freihandelspolitik beschlossen: 

»„Die NaturFreunde lehnen diese 

Freihandelsabkommen als einen 

politischen und ökonomischen Irrweg 

ab. Diese Form der ökonomischen 

Globalisierung stärkt einseitig die 

Profite der transnationalen Konzerne 

und schwächt die Demokratie. Durch 

diese marktradikale ökonomische 

Unterwerfung der Welt werden die 

sozialen Probleme zugespitzt, Um-

weltkatastrophen befördert, Gewalt 

und Verteilungskämpfe angetrieben. 

Sie vertiefen die Spaltung der Welt in 

Nord und Süd.“230

In der laufenden Legislaturperiode 

wird es jetzt darum gehen, die Bundesre-

gierung für eine veränderte Außenwirt-

schaftspolitik durch außerparlamentari-

sches Handeln zu bringen. Gelingt dies 

nicht, werden sich die ökonomischen und 

sozialen Rahmenbedingungen für die 

Staaten des globalen Südens noch wei-

ter verschlechtern. Hierbei ist die politi-

sche Debatte in Deutschland als eines der 

Hauptländer der EU besonders wichtig, 

da die bundesdeutsche Politik aufgrund 

der ökonomischen Macht Deutschlands 

die EU-Außenwirtschaftspolitik maßgeb-

lich verändern könnte.  

 

Die NaturFreunde haben mit den Gewerk-

schaften hier wichtige Verbündete. Der 

Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat 

zu den EPAs klar Stellung bezogen:

»„Freihandel nutzt vor allem den 

Starken. Öffnet ein schwächerer 

Partner seine Märkte für einen stärke-

ren, hat er das Nachsehen. Das zeigen 

die sogenannten Wirtschaftspartner-

schaftsabkommen der EU mit ver-

schiedenen Staatengemeinschaften 

in Afrika. [...] Mit Partnerschaft auf 

Augenhöhe haben diese ‘Economic 

partnership agreements’ (EPA) wenig 

zu tun – vielmehr nutzt der Freihan-

del vor allem dem wirtschaftlich 

stärkeren Partner, also der EU. Wäh-

rend die afrikanischen Staaten für 

ihre Exportgüter, vor allem Rohstoffe 

oder landwirtschaftliche Erzeugnisse 

wie Kakao, nur geringe Preise errei-

chen, bedrohen mit dem Wegfall der 
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Zölle billige Massenwaren und sub-

ventionierte Lebensmittel aus der EU 

die Wirtschaft und die Arbeitsplätze 

in den afrikanischen Staaten. Um 

Afrikas Länder in diese Abkommen zu 

drängen, legt die EU gern die Dau-

menschrauben an. Den Ländern des 

südlichen Afrikas hat sie ein Ultima-

tum gesetzt. Sollten sie bis Oktober 

das Abkommen nicht ratifizieren, will 

die EU bestehende Handelsbegünsti-

gungen entziehen. 

In einem Brief an die EU-Parlamen-

tarier haben afrikanische Gewerk-

schaften gemeinsam unter anderem 

mit dem IGB und dem EGB dieses 

Vorgehen der EU scharf kritisiert. Es 

sei nicht hinnehmbar, dass die EU 

ausgerechnet auf einige der ärmsten 

Länder der Welt einen solchen Druck 

ausübe. Die im Abkommen enthalte-

ne Entwicklungskomponente reiche 

nicht aus.“231

Für eine ökologische und soziale Agrarpolitik:  

Die „Wir haben es satt“- Demonstrationen

Seit der ersten „Wir haben es satt“-De-

monstration im Jahr 2011 anlässlich der 

Grünen Woche in Berlin unterstützen die 

NaturFreunde Deutschlands den Träger-

kreis. Die Grüne Woche ist eine der größ-

ten Agrarschauen der Welt. Auf ihr prä-

sentieren sich die Agrarindustrie, die Ag-

rarverbände und die Landwirtschaft von 

ihrer besten Seite.  

Die Demonstrationen „Wir haben 

es satt“ sind aus der Überlegung heraus 

entstanden, dass sich während der Grü-

nen Woche die konventionelle Landwirt-

schaft romantisierend darstellt und die 

heutigen Agrarfabriken in keiner adäqua-

ten Weise kritisiert werden. Mit großen 

Informationsständen ist die Bundesregie-

rung auf der Grünen Woche präsent und 

stellt dort ihre falsche Agrarpolitik dar. 

Die Grüne Woche vermeidet, einen Bruch 

mit der auf Wachstum ausgerichteten Ag-

rarpolitik der letzten Jahrzehnte zu for-

dern, und setzt weiterhin auf die falschen 

Ziele der EU-Agrarpolitik.  

Seit dem Jahr 2010 gehen deshalb je-

des Jahr zwischen 10.000 und 50.000 De-

monstrierende auf die Straße, um eine an-

dere Agrarpolitik durchzusetzen. Auch im 

Jahr 2018 sind mehr als 10.000 Demonst-

rierende, 100 Traktoren von Bäuer*innen 

aus der ökologischen und bäuerlichen 

Landwirtschaft, 20 Demo-Wagen und hun-

derte von Imker*innen zur Demonstration 

nach Berlin gekommen. Die NaturFreun-

de Deutschlands waren wie jedes Jahr mit 

einem eigenen Demo-Wagen, eine Demo-

Block und einen Info-Stand auf der De-

monstration vertreten. 

Im Jahr 2019 wurde die Demonst-

ration unter dem Motto „Der Agrarindus-

trie den Geldhahn abdrehen!“ durchge-

führt. Mit diesem Motto will das Bünd-

nis vor allem darauf hinweisen, dass es in 

den nächsten Jahren darum gehen wird, 

den Einfluss der mächtigen Lobby der Ag-

rarindustrie zurückzudrängen und sich 

„gemeinsam für eine bäuerlich-ökologi-

schere Landwirtschaft, gesundes Essen, 

artgerechte Tierhaltung, globale Bauern-

rechte und gerechten Welthandel!“232 ein-

zusetzen. Im Jahr 2019 wurde als Unter-

titel „Für eine bäuerlich-ökologischere 

Landwirtschaft und artgerechte Tierhal-

tung, für Klimagerechtigkeit und gutes 

Essen!“233 gewählt. 
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Hier der Wortlaut des Aufrufes:

»„Der Agrarindustrie den Geldhahn

abdrehen!

Für eine bäuerlich-ökologischere

Landwirtschaft und artgerechte Tier-

haltung, für Klimagerechtigkeit und

gutes Essen!

Gutes Essen, eine klimagerechte

Landwirtschaft und der Erhalt der

Bauernhöfe – das steht gerade auf

dem Spiel. 2019 entscheidet die Bun-

desregierung bei der EU-Agrarreform

(GAP) maßgeblich mit, welche Land-

wirtschaft die EU Jahr für Jahr mit 60

Milliarden Euro unterstützt. Aktuell

gilt: Wer viel Land besitzt, bekommt

viel Geld. Schluss mit den Steuer-

milliarden an die Agrarindustrie! Der

Umbau zu einer bäuerlichen und

ökologischeren Landwirtschaft kann

nicht mehr warten. 

Bei den Verhandlungen in Brüssel

muss sich die Bundesregierung an

die Seite der Bäuerinnen und Bauern

stellen, die Tiere artgerecht halten, 

insektenfreundliche Landschaften

schaffen und gutes Essen herstellen. 

Deswegen schlagen wir – die bunte, 

vielfältige und lautstarke Bewegung

– mit unseren Töpfen Alarm für die

Agrarwende!

Für eine klimagerechte Landwirt-

schaft und gutes Essen! 

Das Dürrejahr 2018 hat gezeigt: So 

geht es nicht weiter! Wir reihen uns 

ein in die globale Bewegung für Kli-

magerechtigkeit und fordern konse-

quenten Klimaschutz. Denn wir brau-

chen noch mehr bäuerliche Betriebe, 

die regionale und saisonale Lebens-

mittel erzeugen und mit lebendigen 

Böden helfen, das Klima zu schützen. 

EU-Agrargelder nur noch für umwelt- 

und klimaschonende Landwirtschaft! 

Für viele bäuerliche Betriebe … 

Wir haben Respekt für die harte 

Arbeit, die Bäuerinnen und Bauern je-

den Tag leisten. Doch die Politik lässt 

die Höfe im Stich. Über 100.000 Be-

triebe mussten bei uns in den letzten 

10 Jahren dichtmachen. Gleichzeitig 

reißen sich außerlandwirtschaftliche 

Investor*innen mit EU-Subventionen 

immer mehr Land unter den Nagel. 

Die fatalen Folgen: Höfesterben und 

Monokulturen, Glyphosat und Arten-

schwund, Megaställe und Antibioti-

karesistenzen. Stoppt die Subventio-

nen an Agrarwüsten, Tierfabriken und 

Großgrundbesitz! 

… und ein solidarisches Europa! 

In vielen europäischen Schlachthöfen 

und Treibhausplantagen herrschen 

unwürdige Arbeitsbedingungen, 

damit Discounter und die Exportin-

dustrie mit Dumpingpreisen immer 

größere Profite machen können. Im 

globalen Süden zwingt die EU vielen 

Staaten Freihandelsverträge auf und 

ruiniert mit Billigexporten dann Mil-

lionen Kleinbäuerinnen und -bauern. 

Für uns ist klar: In einem solidari-

schen Europa sind gerechter Handel, 

Menschen- und Bauernrechte nicht 

verhandelbar! 

Essen ist politisch! 

Auf dem Land und in der Stadt zeigen 

wir gemeinsam, dass es anders und 

besser geht. Immer mehr Bäuerinnen 

und Bauern ackern ohne Glypho-

sat, halten ihre Tiere artgerecht und 

füttern gentechnikfrei. Immer mehr 

Menschen machen Foodsharing, sind 

Teil einer Solidarischen Landwirt-

schaft und entscheiden sich an der 

Ladentheke für gutes, handwerklich 

erzeugtes Essen aus der Region. Wir 

schauen über den Tellerrand und 

treten gemeinsam ein für die globale 

Agrar- und Ernährungswende und für 

ein Europa ohne Ausgrenzung und 

Rassismus! 
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Wir haben die unerträgliche Klientel-

politik satt! 

Agrarministerin Julia Klöckner darf 

sich nicht länger vor den Karren der 

Agrarlobby spannen lassen. Bei der 

EU-Agrarreform muss sie der Agrarin-

dustrie endlich den Geldhahn zudre-

hen und eine Politik für Menschen, 

Tiere und Umwelt machen! 

Wir fordern: Schluss mit dem Gieß-

kannen-Prinzip! 

- Subventionen nur noch für umwelt- 

und klimaschonende Landwirtschaft!

- Öffentliche Gelder nur noch für

artgerechte Tierhaltung!

- Mehr Unterstützung für kleine und

mittlere Betriebe, die gute Lebens-

mittel für uns alle erzeugen!

Sei dabei, wenn wir dafür mit Zehn-

tausenden im politischen Berlin 

demonstrieren. Wenn sich bei der 

weltgrößten Agrarmesse ‘Grüne 

Woche’und dem Agrarministergipfel 

alles um die Zukunft von Essen und 

Landwirtschaft dreht, fordern wir 

gemeinsam den Umbau der Land-

wirtschaft: Wir haben Agrarindustrie 

satt – Essen ist politisch!“234

Das Bündnis für die Demonstration 

setzt sich aus mehr als 50 Trägerkreisor-

ganisationen zusammen. Die Verbände 

kommen aus der ökologischen und bäu-

erlichen Landwirtschaft, Tierhaltung 

und Ackerbau und vertreten kleine und 

mittlere Lebensmittelhandwerker*innen 

und Imker*innen. Natur- und Umwelt-

schutzorganisationen sind genauso Teil 

des Trägerkreises wie aktive Menschen-

rechtsorganisationen, Tierschutz- und 

Verbraucher*innenorganisationen und Ak-

teure der Entwicklungszusammenarbeit. 

Die NaturFreunde setzen sich seit vie-

len Jahren für eine neue Agrarpolitik ein. 

Ziel ist es, eine ökologische und soziale 

Landwirtschaft systematisch zu fördern 

und die Exportorientierung der Agrarpo-

litik der Bundesregierung und der EU zu 

beenden.  

• Der NaturFreunde-Bundesfach-

bereich Naturschutz, Umwelt und

Sanfter Tourismus (NUST) fordert

dabei:

• „Beschränkung des Einsatzes von

Pestiziden, Herbiziden und Fungi-

ziden

• Absolutes Verbot von gefährlichen

Giften, wie zum Beispiel Glyphosat

• Verbot von gentechnisch veränder-

ten Stoffen

• Beschränkung der Großvieheinhei-

ten pro Hektar, wodurch das Gülle-

Problem entschärft wird

• Ausdehnung des Grünlandum-

bruchverbots auf Gebiete außer-

halb von EU-Schutzgebieten

• Bodensanierungsmaßnahmen

Stärkere Förderung der Biologischen 

Landwirtschaft:

• Finanzieller Ausgleich für Öko-

dienstleistungen, wie beispiels-

weise die Erhaltung der Boden-

fruchtbarkeit und die Bindung von

Kohlenstoff im Boden. Geeignete

Maßnahmen zur Verbesserung der

Bodenfruchtbarkeit sind die Win-

terbegrünung mit Zwischenfrüch-

ten sowie der Fruchtwechsel zwi-

schen Getreide und Hülsenfrüch-

ten.

NaturFreunde aktiv für eine ökologische und  

soziale Agrarpolitik
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• Anreize zum Anpflanzen von Bäu-

men und Büschen im und am Feld

zum Schutz gegen Erosion.

• Bessere Förderung der Bio-Land-

wirtschaft, denn sie besitzt durch

ihre Methoden und Konzepte Vor-

bildcharakter. Sie verzichtet auf

Mineraldünger, verringert so die

Stoffeinträge und sorgt für eine

gute Bodenstruktur. Die Natur-

Freunde Deutschlands fordern,

den Anteil der zertifizierten Öko-

Landwirtschaft zu erhöhen und fi-

nanziell stärker zu subventionie-

ren.“235

Auch auf dem Bundeskongress der Na-

turFreunde Deutschlands 2017 war die 

Diskussion über eine andere Landwirt-

schaftspolitik ein wichtiger Schwer-

punkt. Dabei wurde beschlossen: 

»„Die NaturFreunde Deutschlands

fordern deshalb einen anderen Weg!

Nachhaltige Erzeugung von Lebens-

mitteln durch gentechnikfreie Le-

bensmittel, ökologischen Land bau, 

artgerechte Tierhaltung, Berücksich-

tigung des Klimaschutzes und der

Grundsätze des Fairen Handels. Die

so produzierten Lebensmittel ver-

sorgen vorwiegend den regionalen

Markt und werden vom ansässigen

Lebensmittelhandwerk weiterverar-

beitet. 

Gentechnikfreie Lebensmittel und

eine Kenn zeichnungspflicht der Fut-

termittel, mit denen Tiere gefüttert

wurden, deren Fleisch in Deutsch-

land verkauft wird. Eiweißpflanzen

selbst anbauen und den Stopp der

Importe von gentechnisch veränder-

tem Soja forcieren. 

Die Verwendung von Palmöl in der

Lebensmittel industrie wird abge-

lehnt. 

Einen Paradigmenwechsel in der

Agrarpolitik hin zum Grundsatz:

‚Öffentliches Geld nur für öffent-

liche Leistungen!’. Subventionen 

haben nur eine Berechtigung, wenn 

die Empfänger*innen Leis tungen für 

die Allgemeinheit und die Umwelt 

erbringen, hingegen nicht, wenn sie 

einseitig die Agrarindustrie begünsti-

gen. Subventionen müssen an hohe 

Umwelt- und Tierschutzstandards 

ge koppelt, Obergrenzen für Subven-

tionen an Groß betriebe eingeführt 

und Export- und Lagersubven tionen 

abgeschafft werden. Damit wird u. 

a. die Überproduktion gestoppt, die

zu katastrophalen und strukturzer-

störenden Erzeuger*innenpreisen,

insbesondere für Milch und Schwei-

nefleisch führt. 

Bäuerliche Betriebe und die Verbrau- 

cher*innen sind die Verlierer*innen

der im Geheimen ver handelten Frei-

handelsabkommen TTIP und

CETA. Die Agrarindustrie will

über TTIP und CETA Ver-

braucher*-innenschutzstandards

senken. Hormon fleisch und

Gen-Food ohne Kennzeichnung

könnten dann auch in unseren

Supermarktrega len landen. Anstatt

den Verbraucher*innenschutz zu

schwächen, muss die Bundesregie-

rung endlich dafür sorgen, dass der

Verbraucher*innenschutz gestärkt

wird. Wir lehnen deshalb diese

Abkom men ab.“236 

Auch die NaturFreunde Schles-

wig-Holstein engagieren sich seit Anfang 

2017 in dem Projekt „Beiträge zur Reduk-

tion des Pestizideinsatzes“237. Sie wollen 

die Gründung eines Bündnisses „Pestizi-

darmes Schleswig-Holstein“ in Form ei-

nes „Runden Tisches“ initiieren. Dort sol-

len wichtige „Akteure wie Umwelt- und 

Naturschutzorganisationen, kommuna-

len Spitzenverbänden und einzelnen Ge-

meinden, kommunalen Unternehmen 

wie Wasserwerken, Kleingärtnern, Im-

kern, Verbraucherschützern, Land-und 
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Forstwirten, Gartenbaubetrieben, Wis-

senschaft wie Universität und Unterneh-

men wie Baumärkten“238 zusammenarbei-

ten und die „Erarbeitung von Vorschlägen 

zur Reduzierung des Pestizid-Einsatzes, 

z. B. für das Landesprogramm ländlicher

Raum und für die sogenannte „gute fach-

liche Praxis“ der Landbewirtschaftung“239

voranbringen.

Der Bundesfachbereich Natur-

schutz, Umwelt und Sanfter Tourismus 

(NUST) der NaurFreunde Deutschland 

hat beschlossen:  

„Der Fachbereich Naturschutz, 

Umwelt und Sanfter Tourismus der Na-

turFreunde Deutschlands tritt – basie-

rend auf der Transformation der Land-

wirtschaft - für eine Transformation des 

Ernährungssektors ein. Diese Transfor-

mationsprozesse sind im Einklang und 

Selbstverständnis des „Manifest für eine 

soziale und ökologische Transformation“ 

zu sehen, das die NaturFreunde Deutsch-

lands auf ihrem 20. Bundeskongress ver-

abschiedet haben. 

Die obigen Ausführungen haben 

verdeutlicht, dass - getrieben durch li-

beralisierte Weltmärkte - die Landwirt-

schaft in einer Produktivitätsfalle steckt, 

die zu Lasten von Ökologie und Tier-

wohl geht. So arbeitet die moderne Land-

wirtschaft in der Pflanzenzucht überwie-

gend maschinell. Unterstützt wird sie da-

bei durch einen wachsenden Einsatz an 

(Kunst)dünger und Pflanzenschutzmit-

teln. In der Tierhaltung durch die Tier-

medizin. Verbraucher*innen können heu-

te saisonunabhängig Lebensmittel aus der 

ganzen Welt kaufen – zu erschwinglichen 

Preisen. Ermöglicht wird dies u.a. durch 

immer produktivere Verfahren und Ent-

wicklungstendenzen im Bereich der tie-

rischen Fleischproduktion, der Lebens-

mittelverarbeitung und der Tier- und 

Lebensmitteltransporte. Mit fatalen Fol-

gen: Wachsende Grundwasserbelastun-

gen durch Nitrateinträge in den Inten-

sivlandwirtschaftsgebieten, zunehmende 

Antibiotikaresistenzen durch Einsatz in 

der Massentierhaltung, steigende Treib-

hausgasemissionen durch fleischintensi-

ve Ernährung und die damit verbunde-

nen weltweiten Transportströme und der 

Verlust der Artvielfalt durch Monokul-

turen und Pestizideinsatz – dies sind die 

entsprechenden Stichworte, welche die 

Problematik einer nichthaltigen Entwick-

lung im Agrar- und Ernährungsbereich 

umschreiben. 

Die Entwicklungen der letzten Jah-

re zeigen immer deutlicher: Wenn an dem 

Leitbild der Ernährungsproduktion, das 

dem Primat folgt, immer uniformer, im-

mer zeitloser und immer globaler zu wer-

den, nichts ändert, kann es keine ‚Ernäh-

rungswende’ geben. Der vermeintlich 

kostengünstige Einkauf von Lebensmit-

teln durch eine - auch global zunehmen-

de - Mittelschicht wird nur ermöglicht 

durch das Ausblenden von externen Kos-

ten, d.h. er geht zu Lasten der Umwelt, 

der sozial Schwächeren und zukünftiger 

Generationen.  

Doch Nachhaltige Entwicklung 

geht anders. Insofern sind die Natur-

Freunde der Auffassung, dass die Wende 

hin zu einer nachhaltigen Nahrungspro-

duktion längst überfällig ist. Dabei kann 

es jedoch nicht nur um die Konzentrati-

on auf die Umweltfrage im engeren Sinne 

gehen. Denn Ernährung ist nicht nur ei-

ne zentrale Voraussetzung für ein gesun-

des Leben. Sie ist auch tief eingebettet in 

das soziale und kulturelle gesellschaftli-

che Zusammenleben. Eine Suffizienzpo-

litik, d.h. gezielte Maßnahmen von allen 

zentralen Akteur*innen der Agrarpolitik 

(von den Konsument*innen bis zu Unter-

nehmensverbänden) für eine veränderte 

Ernährungskultur, wurde bisher stiefmüt-

terlich behandelt. Von daher ist das Errei-

chen des Zieles eines gesunden, gelingen-

den Lebens innerhalb der planetarischen 
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Grenzen zu begleiten durch ein verän-

dertes Wirtschaften, das sich an einer so-

zial und ökologisch gerechteren Gesell-

schaftsordnung orientiert. Aus Sicht der 

NaturFreunde Deutschlands macht dies 

die Transformation des Ernährungssek-

tors so herausfordernd. Die NaturFreun-

de sind jedoch überzeugt, dass diese sozia-

le und ökologische Transformation nicht 

nur geboten, sondern auch erreichbar ist. 

Vor diesem Hintergrund wird vom Bun-

desfachbereich Naturschutz, Umwelt und 

Sanfter Tourismus eine Position vertre-

ten, die auf folgenden Gestaltungsmaxi-

men240 für eine soziale und ökologische 

Transformation des Ernährungssektors 

beruht:

• Eine lokale und nachhaltige Le-

bensmittelproduktion muss ge-

stärkt werden. Mit ihr muss si-

chergestellt werden, dass die Nah-

rungsmittel zu einem fairen Preis

verkauft werden – also die ökolo-

gischen und sozialen Kosten nicht

an Schwächere sowie zu Lasten von

Umwelt, des Klimas und zukünfti-

ger Generationen ausgelagert wer-

den. Der globale Norden muss die

immer noch ungerechte Ausgestal-

tung des Rohstoff-, Agrar- und Le-

bensmittelhandels mit dem globa-

len Süden beseitigen. Dies bedeu-

tet, dass sowohl die nationale als

auch insbesondere die EU-Agrarpo-

litik sowie die (Agrar)Welthandels-

politik entsprechend und konse-

quent angepasst werden müssen.

• Instrumente, die von

Verbraucher*innen, Unternehmen,

Organisationen und Akteur*innen

der Zivilgesellschaft zur Beurtei-

lung von Produkten, Dienstleistun-

gen und Prozessen genutzt werden

können, müssen auch für den Ag-

rar- und Ernährungsbereich weiter-

entwickelt werden (Stichwort: Nu-

tritional Footprints nach dem Vor-

bild des Carbon Footprints). Die

Instrumente müssen transparent, 

leicht verständlich und vergleich-

bar sein. D.h. hier sind auch die na-

tionalen und internationalen Or-

ganisationen zur Standardisierung 

gefordert, entsprechende Standards 

zu erstellen. Dabei ist zu gewähr-

leisten, dass insbesondere die zivil-

gesellschaftlichen Akteur*innen bei 

der Erstellung der Standards betei-

ligt werden (Umwelt- und Verbrauc

her*innenschutzverbände).

• Mit Blick auf den Erhalt der Arten-

vielfalt und hier insbesondere das

Insektensterben gilt es, einen Um-

bau in der Agrarpolitik voranzu-

treiben. Der Weg Frankreichs mit

einem nationalen Gesetz zum Ver-

bot jeglicher Pestizidanwendungen

außerhalb der Landwirtschaft wird

zur Nachahmung empfohlen. Für

die landwirtschaftlichen Betriebe

hingegen werden effektive Reduk-

tionsmaßen für notwendig gesehen.

Die Politik wird aufgefordert, da-

für Rahmenbedingungen über at-

traktive Fördermaßnahmen und das

Ordnungsrecht hin zu pestizidfrei-

en Bewirtschaftungsweisen in den

Bertrieben zu schaffen. Zivilgesell-

schaftliche Initiativen zum Insek-

tenschutz, mit dem Ziel einer kon-

sequenten Reduzierung des Pesti-

zideinsatzes, gilt es auszuweiten.

[…]

• Hinsichtlich einer stärkeren so-

zialen und ökologischen Ausrich-

tung der Ernährungswirtschaft

werden neue Bündnisse für ei-

ne fortschrittliche Agrarpolitik241

von NUST mitgetragen. Auch gilt

es Vorreiterunternehmen zu un-

terstützen. Diese sollen u.a. auf-

zeigen, wie sich eine nachhaltige

Nahrungsmittelproduktion verbin-

den lässt mit Chancen für ein inno-

vatives Umsteuern. Mit Blick auf

solche Innovationen muss bei der

Umsetzung von Maßnahmen zum
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Erhalt der Artenvielfalt (Biodiver-

stätsschutz) gezielter als bisher, die 

Ernährungswirtschaft in den Fokus 

genommen werden.

• Es gilt neue Formen der Suffizienz-

politik zu unterstützen, die auf so-

zial-ökologische und global über-

tragbare Lebens- und Ernährungs-

stile abzustellen. So sollen Impulse 

für eine Übernahme von mehr glo-

baler Verantwortung für veränder-

te Ernährungskultur gegeben wer-

den.“

Seit vielen Jahren engagieren sich die 

NaturFreunde Deutschlands für eine 

konsequente Förderung der ökologischen 

Landwirtschaft. In einem Positionspapier 

aus dem Jahr 2015 haben sie dazu klar 

Positionen bezogen:

»„Der ökologische Landbau muss

noch stärker als bisher unterstützt

werden, denn er kommt ohne den

Einsatz von chemisch-synthetischen

Pflanzenbehandlungsmitteln aus.

Der ökologische Landbau leistet

dadurch einen erheblichen Beitrag

zum Umwelt- und Naturschutz und

sorgt für eine hohe Biodiversität auf

der landwirtschaftlichen Nutzfläche.

Alternative Pflanzenschutzmetho-

den müssen besser erforscht und

vorangetrieben werden.“242

Weiter fordern die NaturFreunde:

»„Das Baurecht müsse dafür sorgen,

dass es künftig keine Mega-Ställe

mit 1.000 Kühen geben könne, mit

denen bäuerlich-ökologisch wirt-

schaftende Familienbetriebe in Kon-

kurrenz stünden. Die Europäische

Gesetzgebung zum Schutz der Ge-

wässer – wie die Nitratrichtlinie und

die Wasserrahmenrichtlinie – müsse

endlich umgesetzt werden, damit

dem ökologisch katastrophalen

Wachstum bei der Milchproduktion 

Grenzen gesetzt würden. Eine Alter-

native biete auch die Produktion von 

hochwertiger Biomilch.“243

In den nächsten Jahren werden 

sich die NaturFreunde Deutschlands 

auch weiterhin im Rahmen des Netz-

werks „Wir haben Agrarindustrie satt“ 

und der ökologischen Netzwerke enga-

gieren, damit eine Agrarwende durchge-

setzt werden kann.

Autor: 

Uwe Hiksch, 

Mitglied des Bundesvorstandes der Na-

turFreunde 

E-Mail: hiksch@naturfreunde.de
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